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PRÄAMBEL 
 

Die Pumpernig & Partner GmbH wurde seitens der Stadtgemeinde Leoben beauftragt, die  

Revision des geltenden Stadtentwicklungskonzeptes/ Entwicklungsplanes Nr. 5.00 idgF zum 6.00 

raumordnungsfachlich zu bearbeiten.  

 

In Abstimmung mit den Raumordnungsgrundsätzen des Stmk. Raumordnungsgesetzes 2010 

(LGBl. Nr. 49/2010 idF LGBl. Nr. 165/2024), den Festlegungen des geltenden Landesentwick-

lungsprogrammes 2009 (LGBl. Nr. 75/2009 idF LGBl. Nr. 37/2012) und des geltenden Regionalen 

Entwicklungsprogrammes für die Region Obersteiermark Ost (LGBl. Nr. 89/2016, Rechtskraft: 

16.07.2016) wurden deshalb die siedlungs- und kommunalpolitischen Entwicklungsziele der 

Stadtgemeinde evaluiert bzw. überarbeitet und nach dem Leitfaden 2.0 „Örtliches Entwicklungs-

konzept“ des Amtes der Stmk. Landesregierung gegliedert. 
 

Die nunmehr getroffenen Festlegungen im sechsten Stadtentwicklungskonzept/ Entwicklungsplan 

der Stadtgemeinde Leoben basieren auf dem geltenden StROG 2010 mit dem langfristigen  

Planungshorizont von 15 Jahren.  

Der Entwicklungsplan wird gem. Planzeichenverordnung 2016 (Quelle: Amt der Stmk. Landesregie-

rung, LGBl. Nr. 80/2016, Rechtskraft mit 01.10.2016) im Maßstab M 1:10.000 für das  

gesamte Gemeindegebiet dargestellt und werden die darin enthaltenen Festlegungen im Erläute-

rungsbericht im Detail näher begründet. Zur besseren Lesbarkeit wird ein Deckplan dem Wortlaut 

beigelegt.  

 

Aus den nachfolgenden Erläuterungen zu den Bestimmungen im Verordnungswortlaut und im Ent-

wicklungsplan können auch die Veränderungen/Neufestlegungen von raumrelevanten Entwick-

lungszielen nachvollzogen und nähere Angaben zu den Sachthemen Naturraum und Umwelt, Sied-

lungsraum und Bevölkerung, Wirtschaft sowie Technische Infrastruktur und das SBK-Energie ent-

nommen werden. Der Nachweis über die Neufestlegungen wurde entsprechend dem Kontrol-

linstrument der Örtlichen Raumplanung – der strategischen Umweltprüfung (SUP) – geführt, wobei 

im Zuge der Prüfung nach Ausschlusskriterien und der darauffolgenden UEP für 8 Änderungsberei-

che festgestellt werden konnte, dass keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt gegeben 

sind. 
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1 ZUSAMMENFASSUNG DER RÄUMLICHEN BESTANDSAUFNAHME 

1.1 ALLGEMEINES ZUR STADTGEMEINDE LEOBEN 

Die Stadtgemeinde Leoben erstreckt sich über eine Fläche von ca. 107,77 km² und behei-

matet rund 24.607 Einwohner:innen mit Hauptwohnsitz und 3.679 Nebenwohnsitze (Stand: 

02.01.2025). 
 

 
Abbildung 1 –Schrägluftaufnahme, Quelle: https://steiermark360.com/vr/ 

 

Die Stadtgemeinde Leoben ist nach der Landeshauptstadt Graz die zweitgrößte Stadt der 

Steiermark und liegt im mittleren Murtal, östlich von St. Michael in Obersteiermark und west-

lich von Bruck an der Mur. Leoben liegt im gleichnamigen den Bezirk Leoben, auf einer See-

höhe von 515 bis 1.643 Metern über Adria (Wetterkogel) und bildet das Gemeindegebiet 

eine Größe von 107,77 km². 

 

Menschen kennen Leoben als eine lebens- und liebenswerte Stadt, die das grüne  

Wissenszentrum im Herzen Österreichs darstellt. Tradition und Innovation machen Leoben 

zu einer Stadt des Lebens und der Arbeit, der Bildung und der Forschung, in der sich alle  

Altersgruppen wohlfühlen können. Ein umfangreiches Freizeit- und Kulturangebot in einer 

ökonomisch stabilen Umgebung positioniert Leoben als Hauptstadt der Obersteiermark. 

 

Leoben bietet der Bevölkerung attraktive Erholungs-, Natur- und Grünflächen. Einen beson-

deren Stellenwert nimmt die Entwicklung des Murraums als Naherholungsraum für die  

Leobener:innen ein. Dies erfolgt unter Berücksichtigung der Naturbestände und des Erhalts 

der biologischen Vielfalt. Die Grünflächen im Stadtgebiet bieten wiederum Erlebnisräume in 

Form von Parkanlagen und Spielplätzen. Zu Ausflügen lädt das gut ausgebaute Radwegenetz 

ein. 
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Leoben ist Heimat und Standort zahlreicher international tätiger Konzerne und Unterneh-

men. Die Ansiedlung neuer Betriebe in Kombination mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze 

ist für die Stadtgemeinde von enormer Bedeutung.  

 

Leoben grenzt im Nordwesten an Sankt Peter-Freienstein und Trofaiach, im Nordosten an 

Proleb, im Osten an Niklasdorf und Bruck an der Mur, im Südosten an Frohnleiten und Übel-

bach und im Westen an Sankt Michael in Obersteiermark. Die Grenze zum Bezirk Bruck-

Mürzzuschlag verläuft im Osten entlang der Gemeindegrenze zur Stadtgemeinde Bruck an 

der Mur sowie die Grenze zum Bezirk Graz-Umgebung im südöstlichen Bereich. 

 

Die Stadtgemeinde gliedert sich in 10 Katastralgemeinden: 

• Donawitz  

• Göß 

• Gößgraben-Döß 

• Judendorf 

• Leitendorf 

• Leoben 

• Mühltal 

• Prettach 

• Schladnitzgraben 

• Waasen 

 
Abbildung 2 - Lagedarstellung, Quelle: https://www.leoben.at/leoben-im-ueberblick/gemeindestatistik/ (unmaßstäblich) 
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1.2 ZUSAMMENFASSUNG DER RÄUMLICHEN BESTANDSAUFNAHME 

Ausgehend von den Ergebnissen der Bestandsaufnahme und der Problemanalyse (Stand: 

22.04.2025) sowie auf Basis der vorliegenden Datenbank der Stadtgemeinde Leoben be-

treffend die im Gemeindegebiet vorhandenen vorwiegend betrieblichen Nutzungen wurden 

die bisher geltenden siedlungs- und kommunalpolitischen Zielsetzungen evaluiert. Die  

aktuellen Nutzungen wurden im Planwerk zur Bestandsaufnahme dargestellt und in der zu-

gehörigen Auflistung näher dokumentiert. Diese Auflistung wird den gegenständlichen Unter-

lagen (Verfahrensakt) nicht beigelegt, sondern verbleibt aus Gründen des Datenschutzes 

ausschließlich im Stadtamt der Stadtgemeinde Leoben. 

 

 
Abbildung 3 – Ausschnitt Bestandsplan, Stand: April 2025 (unmaßstäblich) 
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Abbildung 4 – Schrägluftbildaufnahme (Freisinger) vom 03.01.2012 

 

1.3 BESCHREIBUNG DER ORTSTEILE 

Stadtzentrum 
Das Stadtzentrum bzw. das zusammenhängende Stadtgebiet einschließlich innere Stadt mit 

Josefee und Waasenvorstadt erstreckt sich östlich der ÖBB-Hauptstrecke sowie westlich, öst-

lich und auch südlich der Mur und ist über die Landesstraße B 116, die L 122 sehr gut an 

das überregionale Verkehrsnetz angebunden. Dieser Siedlungsraum hat sich basierend auf 

der Konzentration von öffentlichen Einrichtungen, Dienstleistungs-, Handels- und Gewerbe-

betrieben sowie bestehender Wohnnutzung durch die bereits erfolgte Nachverdichtung der 

bestehenden Siedlungsstruktur weiterentwickelt. Um das Stadtzentrum besteht eine sehr 

dichte, in einzelnen Teilbereichen geschlossene Bebauung in Gemengelagen. Zusätzlich be-

finden sich daran anschließend Siedlungsgebiete mit abwechselnder geschlossener bzw.  

offener Bebauung (freistehende Einfamilienwohnhäuser) und untergeordnet Dienstleis-

tungseinrichtungen. Die öffentlich-sozialen Einrichtungen verteilen sich auf das gesamte 

Stadtzentrum, wobei der Schwerpunkt bei dem historisch-tradierten Stadtzentrum liegt.  
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Abbildung 5 – eigene Schrägluftbildaufnahme - Stadtzentrum, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Donawitz/ Im Tal 
Der Ortsteil Donawitz erstreckt sich im Nordwesten des Gemeindegebietes, angrenzend an 

die Gemeinde St. Peter Freienstein, am Talboden des Vordernberger Baches und schließt die 

Siedlungsgebiete südlich der Kerpelystraße ein, welcher durch die Landesstraße B 115a so-

wie die Kerpelystraße an das überregionale Verkehrsnetz des Stadtzentrums angebunden 

ist. Der Ortsteil Donawitz stellt die räumlich-funktionelle Fortsetzung der Siedlungsstruktur 

des Stadtgebietes dar und weist verstreut öffentlich-soziale Einrichtungen auf. Dieser Sied-

lungsraum ist als überwiegend bebaut zu charakterisieren, wobei die be 

stehende, historisch-tradierte industriell-gewerbliche Nutzung (voestalpine Donawitz) baulich 

und nutzungsmäßig dominiert. Südlich der Landesstraße L 134 sind vorwiegend Wohnsied-

lungsgebiete vorhanden, welche eine teilweise Nutzungsdurchmischung mit Dienstleistungs-

einrichtungen aufweisen und teils Immissionen ausgesetzt sind.  
 

 
Abbildung 6 – Schrägluftbildaufnahme - Donawitz, Quelle: https://steiermark360.com/vr/ 

 

Ortsteil Göss 
Der Ortsteil Göss befindet sich im Süden des Stadtgebietes östlich der Mur und westlich der 

Semmering Schnellstraße (S 6). Dieser Ortsteil wird durch die Landesstraße L 101 an das 

überregionale Verkehrswegenetz angebunden. Der o. a. Verkehrsträger bildet eine teilweise 

Trennung zwischen der industriell-gewerblichen Nutzung im Westen (Brauerei Göß) und den 
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zusammenhängenden Wohnsiedlungsgebieten im Osten. Diese werden durch die vorhan-

dene Gemengelage (Dienstleistungs-, Gewerbe- und Handelseinrichtungen) miteinander ver-

bunden.  

 

           
Abbildung 7 - eigene Schrägluftbildaufnahme - Göß, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Judendorf 
Der Ortsteil Judendorf wird überwiegend durch die Mur begrenzt und stellt insbesondere in 

der „Murschlinge“ einen kompakten Wohnsiedlungsraum dar. Im Norden wird dieser teil-

weise durch die Landesstraße L 122 sowie die angrenzende teilweise steil ansteigende 

Hangzone Richtung Norden begrenzt. Basierend auf der bestehenden Siedlungsstruktur so-

wie der technischen Infrastruktureinrichtungen insbesondere der fußläufigen Verbindung zur 

inneren Stadt wird dieser dem Stadtzentrum zugeordnet.  
 

      
Abbildung 8 – eigene Schrägluftbildaufnahme - Judendorf, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Mühltal 
Der Ortsteil Mühltal erstreckt sich südlich der Landesstraße B 116 sowie östlich der Mur und 

nördlich der Semmering Schnellstraße (S 6) und ist durch den o. a. regionalen Verkehrsträger 

an das überregionale Verkehrswegenetz angebunden. Dieser stellt einerseits die Fortsetzung 

des Stadtzentrums Richtung Osten aufgrund der vorhandenen öffentlichen Einrichtungen 

(z.B. Justizzentrum) dar. Dieses Siedlungsgebiet wird einerseits von einer kompakten Wohn-

siedlungsstruktur sowie andererseits durch gewerbliche Nutzungen sowie Dienstleistungs-

einrichtungen geprägt, wobei im Osten die bestehenden Einkaufszentren anschließen. Die 

Begrenzung im Süden erfolgt durch die vorhandenen Waldflächen sowie die Richtung  

Semmering Schnellstraße ansteigende Hangzone.  
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Abbildung 9 – eigene Schrägluftbildaufnahme - Mühltal, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Hinterberg 
Der Ortsteil Hinterberg befindet sich südwestlich des Stadtzentrums nördlich der Mur sowie 

nördlich und südlich der Landesstraße B 116. Dieser Ortsteil wird durch die bestehende 

Wohnsiedlungsstruktur im Nordwesten und Osten und die gewerbliche Nutzung im Süden 

geprägt. Die Begrenzung erfolgt durch die im Norden anstehende Hangzone, im Süden durch 

das öffentliche Gewässer Mur sowie im Osten durch den markanten Häuslberg. Der Ortsteil 

Hinterberg ist durch die Landesstraße B 116 sowie die bestehende Brücke „Am Wirt-

schaftspark“ über die Mur an das überregionale Verkehrswegenetz angebunden.  
 

      
Abbildung 10 – eigene Schrägluftbildaufnahme - Hinterberg, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Prettachfeld/ Schladnitzdorf 
Der gegenständliche, zusammenhängende teils historisch tradierte Siedlungsraum wird von 

der Semmering Schnellstraße (S 6) durchquert, wobei die örtlichen Gegebenheiten auf eine 

zusammenhängende Siedlungsstruktur hinweisen. Der o. a. Siedlungsraum wird durch die 

vorhandene Nutzungsdurchmischung (Wohnen/ Gewerbe/ Landwirtschaft) einschl. be- 

stehende industriell-gewerbliche Nutzungen sowie Einkaufszentren geprägt. Weiters schließt 

im Südwesten der Bereich Winkl an, welcher durch die vorhandene Freilandnutzung sowie 

dem ersichtlich gemachten Brunnenschutzgebiet geprägt wird. 
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Abbildung 11 – eigene Schrägluftbildaufnahme – Prettachfeld/ Schladnitzdorf, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Schladnitzgraben 
Der Ortsteil Schladnitzgraben befindet sich am Ende des Schladnitzgrabens und stellt eine 

überwiegend zusammenhängende Wohnsiedlungsstruktur nördlich und südlich des Schlad-

nitzbaches dar. Ergänzend weist dieser eine teilweise Nutzungsdurchmischung (Wohnen/ 

Gewerbe/ Landwirtschaft) einschließlich Kleingartenanlagen auf. Die Begrenzung erfolgt im 

Norden und Süden durch die vorhandenen Waldflächen sowie teilweise damit verbundenen 

steilen Hangzonen, wobei im Talraum Einschränkungen durch die vorhandenen Gelben und 

Roten Wildbachgefahrenzonen sowie violetten und braune Hinweisbereiche gem. dem  

geltenden Gefahrenzonenplan bestehen, die eine Erweiterung in vielen Bereichen denkun-

möglich machen. 

 

      
Abbildung 12 – eigene Schrägluftbildaufnahme – Schladnitzgraben, Stand: 18.04.2011 

 

Ortsteil Veitsberg 
Der gegenständliche Ortsteil befindet sich nordöstlich des Stadtzentrums nördlich der Mur 

bzw. der Landesstraße L 122 und stellt einen in sich kompakten, jedoch von Waldflächen 

abgegrenzten Wohnsiedlungsschwerpunkt in der Stadtgemeinde Leoben dar. Basierend auf 

den örtlichen Gegebenheiten sowie der vorhandenen Siedlungsstruktur wird ausschließlich 

eine Nachverdichtung sowie geringfügige Erweiterung Richtung Norden angestrebt.  

 







Erläuterungsbericht STEK Nr. 6.00 Leoben Pumpernig & Partner GmbH 

 

  12 

2 ERLÄUTERUNGEN ZUM ENTWICKLUNGSPLAN 

2.1 MATERIENRECHTLICHE UND SONSTIGE ERSICHTLICHMACHUNGEN 

Im Entwicklungsplan Nr. 6.00 werden die von der GIS-Lieferung übermittelten Darstellungen 

als Ersichtlichmachungen übernommen. Diese Daten entstammen nicht der Gemeindebe-

kanntgabe und nicht aus eigenen Erhebungen des Örtlichen Raumplaners. 

 

2.1.1 Ersichtlichmachungen im Entwicklungsplan Nr. 6.00 

• Verwaltungsgrenzen 

• Brunnen- und Quellschutzgebiete (GIS Steiermark) 

• Verkehrsinfrastruktur (GIS Steiermark)  

• Hochspannungserdleitungen und -freileitungen sowie Rohrleitungen (Energie Steier-

mark, APG, voestalpine) 

• Gewässernetz (GIS Steiermark) 

• Hochwasseranschlaglinien (HW 30 und HW 100) (Quelle: GIS Steiermark) 

• Gefahrenzonen, Hinweis- und Vorbehaltsbereiche der WLV (Quelle: GIS-Steiermark) 

• Wasserschongebiete (GIS Steiermark) 

• Naturschutzrechtliche Bestimmungen (GIS Steiermark und Landesbekanntgaben) 

• Haltestelleneinzugsbereich mit Bedienungsqualität (Quelle GIS Steiermark) 

• Geruchszonen gem. GRAL-Berechnung und Tierhaltungsbetriebe ohne Ausweisung von 

Geruchszonen gem. § 27 StROG 2010 

• Öffentliche Einrichtungen, Bodendenkmale, Bodenfundstätten, Ortsbildschutzgebiet 

(Ersichtlichmachungen lt. Bestandsaufnahme, Bekanntgabe der Gemeinde und Denk-

malschutzgesetz)  

• Altlastenverdachtsflächen (GIS Steiermark) 

• Sicherheits-, Baubeschränkungs- und Schutzzonen (GIS Steiermark) 

• REPRO und Entwicklungsprogramme (GIS Steiermark) 

• Immissionsbelastete Bereiche 

• Entwicklungsgrenzen und bauliche Entwicklung der Nachbargemeinden (1.000 m, GIS 

Steiermark) 

• Bergrecht bzw. Mineralrohstoffgesetz (MinroG) 
 

2.1.2 Landesentwicklungsprogramm 2009 

Gemäß § 2 des steirischen Landesentwicklungsprogrammes - LEP 2009 besteht die 

Obersteiermark Ost aus den politischen Bezirken Bruck-Mürzzuschlag und Leoben.  
 

Ordnung der Raumstrukturen gemäß § 3 LEP 2009: 

Gem. rechtswirksamem Landesentwicklungsprogramm (LGBl. Nr. 75/2009 idF LGBl. Nr. 

37/2012) ist Leoben als Regionales Zentrum festgelegt. 
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2.1.3 Regionales Entwicklungsprogramm für die Region „Obersteiermark Ost“1 

Die Stadtgemeinde Leoben ist gem. REPRO Obersteiermark Ost, LGBl. Nr. 89/2016, als 

Regionales Zentrum festgelegt und wird im Rahmen der örtlichen Raumplanung unter der 

im Wortlaut festgelegten räumlichen Abgrenzung übernommen. Zusätzlich ist die Stadt-

gemeinde als regionaler Industrie- und Gewerbestandort festgelegt. 

 

 
Abbildung 17 – Anlage 1 zum REPRO Obersteiermark Ost (unmaßstäblich) 

 

1  89. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 7. Juli 2016, mit der das regionale Entwicklungsprogramm  
(REPRO) für die Planungsregion Obersteiermark Ost erlassen wird, ausgegeben am 15.07.2016, Rechtskraft mit 16.07.2016. 

















































































































http://www.raumplanung.steiermark.at/cms/beitrag/11075178/922664/
http://www.raumplanung.steiermark.at/cms/beitrag/11075178/922664/












http://www.umwelt.steiermark.at/cms/beitrag/11630238/6392227/
http://www.umwelt.steiermark.at/cms/dokumente/11082125
http://www.umwelt.steiermark.at/cms/dokumente/11082125


https://www.hochwasser.steiermark.at/cms/beitrag/12655518/143959586/
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3.1.5 Abwasserplan der Stadtgemeinde 

Laut Steiermärkischem Kanalgesetz haben die Gemeinden auf Grundlage der Novelle 1998 

einen Abwasserplan zu erlassen. Dieser Gemeindeabwasserplan ist gemäß § 2a Abs 3 des 

Kanalgesetzes an den jeweiligen Entwicklungsstand der Örtlichen Raumplanung anzupas-

sen. 

Entsprechende Bestimmungen zur Verwirklichung der o.a. wasserwirtschaftlichen Zielsetz-

ungen sind in den Wortlaut und in das Örtliche Entwicklungskonzept aufzunehmen. 

Für die Stadtgemeinde Leoben liegt ein Gemeindewasserplan vom Oktober 2003 (Verfasser: 

Büro Dr. Lengyel ZT GmbH, Kulturtechnik und Wasserwirtschaft, Maschinenbau (Verfahrens-

technik), 1030 Wien) vor. Dieser wurde nach Angaben der Stadtgemeinde in den vergange-

nen Jahren umgesetzt. 

 

Bezüglich der Abstimmung des Flächenwidmungsplanes – insbesondere bei beabsichtigten 

Neuausweisungen von Bauland, von Auffüllungsgebieten und Sondernutzungen im Freiland 

im Nahbereich von Gewässern – mit den Erfordernissen der Wasserwirtschaft (Freihalten der 

Hochwasserabflussgebiete, Hochwasserschutz, Vermeidung von abflussverschärfenden 

Maßnahmen) wird ersucht, vorzeitig die zuständigen Dienststellen einzubeziehen. 

 

  
Abbildung 37 - Entsorgung Abwasser (GIS Steiermark) 
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Im Gemeindegebiet finden sich nachfolgende Abwasserreinigungsanlagen: 

 

 
Abbildung 38 - Kläranlagen (GIS Steiermark) 

 

3.1.6 Klima 

Der Raum Leoben liegt im Kernbereich der Mur-Mürz-Furche. Aufgrund dieser inneralpinen 

Lage zwischen Randgebirge und Niederen Tauern zeichnet sich dieser Abschnitt durch  

einen kontinental geprägten Jahresgang der Klimaelemente aus. 

 

Es handelt sich um ein mäßig winterkaltes und mäßig sommerwarmes, niederschlagsarmes 

(zwischen 730 - 770 mm/Jahr) Talbeckenklima. Das sommerliche Niederschlagsmaximum 

resultiert aus dem Gewitterreichtum (ca. 35 Tage mit Gewitter). 

Dem Alpenhauptkamm als Klima- und Wetterscheide kommt eine entscheidende Bedeutung 

zu, speziell bei Strömungslagen aus Nordwest, wobei sich oft fönartige Fallwinde (“Nordfön”) 
einstellen. Recht häufige Wetterlagen sind Hochdrucklagen (z.B. Hoch im Osten mit Südwest-

Strömung), wobei das Maximum des Auftretens im Herbst bzw. Sommer, das Minimum im 

Frühjahr erfolgt. Diese meist ausgesprochenen Strömungswetterlagen zeichnen sich durch 

Wolkenauflösung, Niederschlagsarmut und geringe Windbewegung aus. lokalklima- 

tologische Besonderheiten, wie Lokalwinde und Inversionen, verbunden mit Hochnebel,  

kommen nachhaltig zur Geltung. 

 

Der Raum Leoben liegt mit 60 bis 70 Nebeltagen pro Jahr in einem der nebelreichsten  

Gebiete der Steiermark. Aufgrund dieser lokalklimatologischen Gegebenheiten ergeben sich 

aus lufthygienischer Sicht negative Aspekte. 

Gleichzeitig treten an ca. 30 bis 40 Tagen/Jahr Rückseitenwetterlagen auf, die sich durch 

starke Nordwestwinde, Bewölkung mit vereinzelten Schauern auszeichnen. Besonders bei 

Kaltluftadvektion im Winter führen diese “trockenen” Wetterlagen zu einer Beendigung  

oder Unterbrechung von Inversionswetterlagen. 
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Raumordnungsfachliche Beurteilung: 

• Freihalten der Frischluftschneisen von überhöhten Bebauungen (d.h. Vermeidung von 

Querriegeln). 

• Anschlussverpflichtung von Betrieben und Haushalten an das Ferngas-/Fernwärme-

netz in Abstimmung mit der vorhandenen technischen Infrastruktur. 

3.1.7 Luft 

Der größte Teil des Stadtgebietes von Leoben befindet sich innerhalb des von der Stmk. Lan-

desregierung verordneten Luftsanierungsgebietes lfde. Nr. 7 (gemäß Entwicklungsprogramm 

zur Reinhaltung der Luft LGBl. Nr. 58/93 vom 17.05.1993). 

 

Das Entwicklungsprogramm für die Reinhaltung der Luft ist ein steiermarkweites Leitbild für 

die Planung und Umsetzung von Konzepten zur Verbesserung der Luftgüte sowie für den Aus-

bau der Luftgüteüberwachung. Aufgabe des vorliegenden Landesprogrammes ist die plan-

mäßige, vorausschauende Festlegung von Maßnahmen zur Verwirklichung der, in den Be-

stimmungen des § 2 der Verordnung genannten Ziele. 

 

Lufthygienische Sanierungsgebiete wurden aufgrund häufiger Überschreitungen der Grenz-

werte der Immissionsgrenzwerteverordnung, LGBl. Nr. 5/1987, festgelegt. Möglichkeiten zur 

Reduzierung von Luftschadstoffkonzentrationen aus Heizungsanlagen liegen sicherlich in 

den Bereichen der Feuerungsanlagen mit den Brennstoffen Holz, Kohle, Koks und  

Briketts. Dies entspricht den Zielsetzungen gemäß § 3 (2) der o.a. Landesverordnung, in der 

folgende Maßnahmen zur Emissionsminderung im Bereich Raumheizung und Warmwasser-

aufbereitung festgehalten werden: 

 

• Koordinierter Ausbau von Fernwärme- und Erdgasversorgungsnetzen;  

• die Förderung des Ausbaues von Versorgungsnetzen leitungsgebundener Energie- 

träger sowie des Einsatzes anderer umweltverträgliche Heizungssysteme; 

• die Förderung von Umrüstmaßnahmen im Falle wirtschaftlicher Unzumutbarkeit; 

• Festlegung von Fernwärmeanschlussbereichen innerhalb des Stadtgebietes von  

Leoben. 

 

Zusätzlich werden gemäß § 3 (3) gegenständlicher Verordnung folgende raumplanerische 

Maßnahmen zur Erreichung des Zieles zur Verbesserung der Luftgüte festgelegt: 

• Bedachtnahme auf die anzustrebenden Immissionsgrenzwerte bei der Ausweisung 

neuer Wohngebiete in der Nähe von Verkehrsanlagen, Industrie- und Gewerbegebie-

ten, udgl. zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse; 

• Berücksichtigung infrastruktureller Voraussetzungen bei der Ausweisung neuer Wohn-

gebiete zur Vermeidung zusätzlichen Verkehrs; 

• Prüfung der Zweckmäßigkeit der Ausweisung von Beschränkungszonen gemäß § 30 

(7) StROG 2010. Im Bauland können zur Sicherstellung eines ausreichenden Schutzes 

vor Immissionen Zonen ausgewiesen werden, in denen bestimmte Brennstoffe für die 

Beheizung baulicher Anlagen unzulässig sind. Diese Brennstoffe können ausnahms-

weise zugelassen werden, wenn durch geeignete Maßnahmen (Entschwefelung der 
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Rauchgase, Bindung des Schwefels der Rauchgase udgl.) auch ein ausreichender 

Schutz vor Emissionen sichergestellt wird. 

 

Im Bereich „Umwelt Luftgüte“ stellt die voestalpine Donawitz (VAD) den größten CO2-Verur-

sacher in der Region dar, gefolgt von Hausbrand und Verkehr. Bei einer Umsetzung des  

Energiekonzeptes der VAD in Verbindung mit einer Nutzung der Abwärme zur Fernwärmever-

sorgung ergeben sich nach einer Basisuntersuchung folgende positive Auswirkungen: 

 

 

 
Raumordnungsfachliche Beurteilung: 

• Berücksichtigung von, für das Kleinklima, den Luftaustausch und die Luftgüte bedeut-

samen Bereichen (Frischluftzubringer, klimatologische Vorbehaltsflächen) im Zuge 

weiterer Bebauung (Ausrichtung, Höhenentwicklung, Gestaltung, etc.). 

• Bedachtnahme auf die anzustrebenden Immissionsgrenzwerte bei der Ausweisung 

neuer Wohngebiete in der Nähe von Verkehrsanlagen, Industrie- und Gewerbegebieten 

udgl. zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse. 

• Berücksichtigung infrastruktureller Voraussetzungen bei der Ausweisung neuer Wohn-

gebiete zur Vermeidung zusätzlichen Verkehrs. 

• Bei der Erstellung von Bebauungsplänen, Flächenwidmungsplänen und Regionalen 

Entwicklungsprogrammen ist in Vorranggebieten auf das Ziel der lufthygienischen  

Sanierung jedenfalls Rücksicht zu nehmen. 

 

3.1.8 Intensivlandwirtschaftliche Betriebe mit Tierhaltung 

Innerhalb des Gemeindegebietes sind Tierhaltungsbetriebe ersichtlich gemacht, weshalb 

eine Berechnung der Geruchszonen nach derzeit anzuwendender Rechtslage zu erfolgen 

hatte (Steiermärkische Geruchsimmissionsverordnung 2023, LGBl. Nr. 126/2023 idF LGBl. 

Nr. 51/2024). Zur besseren Nachvollziehbarkeit für den Normunterworfenen werden die  

einzelnen Tierarten in einer Auflistung dem Verfahrensakt angefügt. In der Stadtgemeinde 

Leoben finden sich vorwiegend Pferde und Rinder (für das STEK nicht relevant), wobei die 
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betroffen, dürfen nur mehr solche baulichen Maßnahmen gesetzt werden, die zu  

keiner Verschlechterung der Immissionssituation führen. Dabei können Sanierungsmaßnah-

men bei bestehenden Stallgebäuden, zusätzliche oder andere Maßnahmen zur Luftreinhal-

tung, Änderung der Tierbestände oder auch sonstige Maßnahmen, wie z.B. Futtermittelzu-

sätze, die ein nachgewiesenes Reduktionspotential der Geruchsemissionen aufwiesen, be-

rücksichtigt werden. Nach Ausweisung einer Geruchszone kann sich im Einzelfall die Situa-

tion ändern, da z.B. Tierhaltungsbetriebe irgendwann länger als 10 Jahre stillgelegt sind oder 

bei einzelnen Betrieben Maßnahmen zur Reduktion der Immissionen gesetzt werden. In ei-

nem solchen Fall besteht die Möglichkeit, im Wege einer Einzelfallprüfung dann einen Wohn-

bau oder einen Tierhaltungsbetrieb zuzulassen, wenn es zu keiner unzumutbaren Belästi-

gung der Bewohner:innen bzw. Nachbarschaft kommt. Im Falle von Neubauten für Wohnzwe-

cke ist bei der Beurteilung der Zumutbarkeit von Belästigungen auch zu berücksichtigen, 

dass neu zuziehende Personen eine gewisse Entscheidungsfreiheit haben und allenfalls be-

lästigende Wahrnehmungen bewusst in Kauf nehmen – vor allem wenn sie sich in Dorfge-

bieten ansiedeln wollen – und diese individuell als weniger belästigend empfinden (Verweis 

auf die Erläuterungen zum LGBl. (Seite 23 des schriftlichen Berichtes zum Ausschuss Klima-

schutz, TOP 8, EZ/OZ 165/12)). 

 

Bei der Festlegung der Flächen, welche für die Siedlungs- und Freiraumentwicklung nicht von 

Bedeutung sind, wurden wie o.a. neben der jeweiligen Entfernung zu den Siedlungsgebieten 

auch die topografischen Gegebenheiten sowie sonstigen klimarelevanten Faktoren wie 

Hauptwindrichtung sowie vorhandenes Gewässerregime (Mur) berücksichtigt. 

Die Abgrenzung erfolgte auf Basis der bestehenden Siedlungsstruktur, wobei einzelne Ge-

bäudebestände im Freiland unberücksichtigt bleiben. Ergänzend wird auf den Deckplan  

„Jahresgeruchsstunden“ mit zusätzlicher Darstellung der Entfernung (Luftlinie) zu den 

nächstgelegenen Wohnsiedlungsgebieten (vgl. Beilagen) verwiesen. 

 
Raumordnungsfachliche Beurteilung: 

• Freihaltung der durch Geruchsemissionen beeinflussten Bereiche vor künftiger Wohn-

bebauung. 

• Im Bedarfsfall Klärung der Rechtssituation auf Basis eines Einzelgutachtens zur Ab-

sicherung einer künftigen Nutzung. 

• Festlegung von sich überlagernden Gebieten baulicher Entwicklung in Bereichen, wo 

einerseits die Entwicklung der Landwirtschaft und andererseits auch die Entwicklung 

von Wohnen möglich scheint. 

 

3.1.9 Wald – Waldentwicklungsplan  

Allgemeine Bestimmungen: 

Der Abschnitt II des Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440 idF BGBl. I Nr. 56/2016, legt Aufgabe, 

Umfang und Inhalt der forstlichen Raumplanung im Grundsätzlichen fest. Die Verordnung 

über den Waldentwicklungsplan, BGBl. Nr. 582/77 enthält hiezu die näheren Ausführungs-

bestimmungen. 
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Abbildung 40 – Ausschnitt aus dem WEP (Quelle: digitaler Atlas Stmk.; unmaßstäblich) 

 

3.1.10 Wild und Jagd 

Die Fachabteilung 10A Agrarrecht und ländliche Entwicklung war aufgefordert, die „Er- 
stellung eines digitalen Jagdkatasters - DJK“ umzusetzen. Ziel des Projektes war eine parzel-
lenscharfe Abgrenzung der Jagdgebiete, die als Basis für ein Jagdinformationssystem dient. 

Der DJK ist als Hilfestellung für zukünftige Jagdgebietsfeststellungen, als präzisere jagdfach-

liche Grundlage für die Erstellung jagdlicher Gutachten der Amtssachverständigen und der 

vom Land beauftragten Planungsbüros notwendig. 
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Abbildung 41 - Digitaler Jagdkataster (GIS Steiermark) 

 

3.1.11 Naturräumliche Schutzgebiete 

Die Ersichtlichmachung der naturräumlichen Schutzgebiete im Entwicklungsplan Nr. 6.00 

erfolgte gemäß Bekanntgabe der Abteilung 13, Umwelt und Raumordnung, Naturschutz des 

Amtes der Stmk. Landesregierung iVm GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. Landesregie-

rung vom 16.12.2024; GZ: ABT17-3407/2024-1361. 

 

3.1.11.1 Lebensraumkorridor Nr. 21 Leoben:  

Der Lebensraumkorridor Leoben ist ein rund 16 Kilometer langes Vernetzungselement  

innerhalb des überregionalen Koralm Korridors (vgl. VÖLK ET AL. 2001; KÖHLER ET AL. 

2006). Er verbindet den Südrand der Eisenerzer Alpen mit der Gleinalpe. 

 

Der Korridor liegt parallel zwischen dem Liesingtal im Westen und dem Vordernbergertal im 

Osten. Beide Täler werden von barrierewirksamen Elementen in Form von Siedlungsgebieten 

und Straßen sowie Bahnstrecken durchzogen. Die linienförmigen Barrieren der zwei Täler, 

die den Korridor beidseitig begleiten, verstärken die Leitfunktion des Korridors in Nord-Süd-

Richtung. 

 

Der Korridor Leoben mündet im Norden in die Waldbestände des Gößeck, ins Europa-Fauna-

Flora-Habitat Gebiet Nr. 34 (Teile der Eisenerzer Alpen) und ins Landschaftsschutzgebiet 

Reiting-Eisenerzer Reichenstein. Nach Süden hin überquert er westlich des Stadtzentrums 

von Trofaiach das Trofaiacher Becken und die L 116 Edlingerstraße. Das Becken ist intensiv 
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Abbildung 42 - Lebensraumkorridor 21 

 

Da der o.a. Lebensraumkorridor sich außerhalb des Hauptsiedlungsgebietes, vorwiegend im 

Südwesten des Gemeindegebietes, befindet und derzeit auch keine rechtliche Grundlage für 

eine Ersichtlichmachung vorliegt (ausschließlich eine Beilage zum Waldentwicklungsplan 

(WEP)), wird von einer Darstellung im Entwicklungsplan Abstand genommen. In diesem Zu-

sammenhang wird auf die Überlagerung des ökologischen Korridors gem. REPRO Ober- 

steiermark Ost mit dem o.a. Lebensraumkorridor sowie der Definition in den Bestimmungen 

des Entwicklungsprogramms für den Umgang mit wasserbedingten Naturgefahren und  

Lawinen verwiesen. Aufgrund der gesetzlichen Grundlagen sind gem. Entwicklungsprogramm 

bei der Aufrechterhaltung der Funktionalität Ausgleichsmaßnahmen zulässig. 

 

Raumordnungsfachliche Beurteilung: 

Schützen und Erhalten der ausgewiesenen naturräumlichen Schutzgebiete durch Freihal-

tung und Rücksichtnahme im Zusammenwirken mit dem Straßen-, Orts- und Landschafts-

bild. 

 

3.1.12 Denkmalschutz/ Bodenfundstätten 

Sämtliche Objekte, die sich im alleinigen oder überwiegenden Eigentum des Bundes, des 

Landes oder anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten, Fonds sowie von ge-

setzlich anerkannten Kirchen oder Religionsgemeinschaften (gemäß § 2) befinden, unter-

liegen den Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (Bundesgesetz vom 25. September 

1923, BGBl. Nr. 533/1923 in der Fassung BGBl. I Nr. 92/2013).  
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Abbildung 44 - Denkmalschutz, Burgen, Schlösser, Religiöse Baudenkmal (GIS Steiermark) 

 

3.1.13 Altablagerungen, Altstandorte, potenzielle Verdachtsflächen 

Mit 1. Jänner 2024 sind 71.122 Altstandorte und Altablagerungen bekannt. Altstandorte sind 

bereits weitgehend erfasst, für Altablagerungen wird die Liste in den nächsten Jahren suk-

zessive vervollständigt. An diesen Standorten wurden vor dem Jahr 1989 Abfälle abgelagert 

oder es kamen umweltgefährdende Stoffe zum Einsatz. Der größte Teil der Altablagerungen 

und Altstandorte stellt keine erhebliche Gefahr für die Umwelt oder die Gesundheit der  

Menschen dar. Nur rund 2-3 % der Standorte sind Altlasten. 

• § 2 Abs 1 Altlasten sind Altablagerungen und Altstandorte sowie durch diese  

kontaminierte Böden und Grundwasserkörper, von denen - nach den Ergebnissen 

einer Gefährdungsabschätzung - erhebliche Gefahren für die Gesundheit des Men-

schen oder die Umwelt ausgehen. Kontaminationen, die durch Emissionen in die 

Luft verursacht werden, unterliegen nicht dem Geltungsbereich des Gesetzes. 

• § 2 Abs 2 Altablagerungen sind Ablagerungen von Abfällen, die befugt oder unbe-

fugt durchgeführt wurden. 

• § 2 Abs 3 Altstandorte sind Standorte von Anlagen, in denen mit umweltgefährden-

den Stoffen umgegangen wurde. 

• § 2 Abs 11 Verdachtsflächen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind abgrenzbare 

Bereiche von Altablagerungen und Altstandorten, von denen aufgrund früherer 

Nutzungsformen erhebliche Gefahren für die Gesundheit des Menschen oder die 

Umwelt ausgehen können. 
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Abbildung 46 - Auszug aus dem Altlasten GIS des Umweltbundesamtes 

3.1.14 Rohstoffvorkommen 

Im Gemeindegebiet der Stadtgemeinde Leoben befinden sich nachfolgende Rohstoffvor-

kommen. Auf das vorangegangene Kapitel zu den Rohstoffen wird verwiesen. 
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Abbildung 47 – Rohstoffe (GIS Steiermark) 

 

3.1.15 Militärische Planungsinteressen 

Im Gemeindegebiet der Stadtgemeinde Leoben liegt ein militärisches Planungsinteresse 

vor. Bei diesem Interesse handelt es sich um die Militärische Tiefflugstrecke „Zeltweg 3“.  

Das Militärkommando STEIERMARK teilt im Rahmen der Abfrage der Planungsinteressen 

mit, dass das Gemeindegebiet von Leoben „innerhalb einer militärischen Tiefflugstrecke 

und innerhalb eines potentiellen Störwirkungsbereiches liegt und militärische Planungsin-

teressen bestehen, die bei der Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes zu berück-

sichtigen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich der Tiefflugstrecke auf Grund 

des Einsatzes von Militärflugzeugen kurzfristig unter Umständen mit größeren Fluglärmbe-

lastungen zu rechnen ist. Es wird daher empfohlen, auf die Auswirkungen des Fluglärms 

entsprechend Bedacht zu nehmen. Weiter wird hinsichtlich Bauhöhen darauf hingewiesen, 

dass in Tiefflugstrecken bis minimal 5 m über Grund geflogen werden kann. 

 

Tiefflüge sind Flüge militärischer Luftfahrzeuge mit Flughöhen – ausgenommen für Start 

und Landung – von weniger als 50 m über Grund bei Tag und weniger als 300 m über 

Grund bei Nacht, auf festgelegten Tiefflugübungsstrecken oder festgelegten Tiefflug-

übungsräumen, unter Sichtflugwetterbedingungen, wobei hier gilt: 

 

· Hubschrauber können bis 5 m über Grund fliegen (und sind außerdem nicht an diese 

festgelegten Räume gebunden – d.h. sie können bei Bedarf überall so tief fliegen) und 

· Propellerflugzeuge können bis 20 m über Grund fliegen. Düsenflugzeuge können bis  

40 m über Grund fliegen. 
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Weiters handelt es sich um potenzielle Störwirkungsbereiche für militärische Anlagen, wel-

che nicht in den öffentlichen Raumordnungsunterlagen (örtliches Entwicklungskonzept-, 

Entwicklungsplan, Flächenwidmungsplan, etc) ersichtlich zu machen sind. Ein  

konkretes Projekt, welches innerhalb eines potentiellen Störwirkungsbereiches liegt, ist 

(aufgrund Bauhöhenbeschränkungen 50 m bzw. Verwendung blendarmer Materialien) 

durch das BMLV zu überprüfen. Es wird daher ersucht, im Anlassfall ein konkretes Projekt 

dem MilKdo ST vorzulegen.“ 

 

3.1.16 Energieerzeugungs- und Versorgungsanlagen 

Innerhalb des Gemeindegebietes finden sich Biomasseheizwerke sowie Wasserkraftwerke, 

die in der nachfolgenden Karte gem. GIS Steiermark dargestellt werden. Auf wasserrecht-

liche bzw. Vorgaben aus anderen Materienrechten wird im Anlassfall verwiesen und hinge-

wiesen. 
 

 
Abbildung 48 – Infrastruktur Energie (GIS Steiermark) 
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3.2 REGIONSPROFIL NUTS III-REGION ÖSTLICHE OBERSTEIERMARK 

NUTS ist die Abkürzung für „Nomenclature des unités territoriales statistiques“. 
Es handelt sich dabei um eine hierarchisch gegliederte Systematik der Gebietseinheiten für 

die Statistik, die schon vor Jahren von EUROSTAT in Zusammenarbeit mit den Mitglied- 

staaten etabliert wurde und mit der Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 vom 26. Mai 2003 

verbindlich anzuwenden ist. Sie unterteilt das Territorium der EU auf 3 Ebenen in Gebietsein-

heiten, die in der Regel aus ganzen Verwaltungseinheiten oder Zusammenfassungen der-

selben bestehen. Diese Ebenen sind zu verstehen wie folgt: 

• NUTS 1 Regionen der Europäischen Gemeinschaften, 

• NUTS 2 Grundverwaltungseinheiten, 

• NUTS 3 Unterteilungen der Grundverwaltungseinheiten 

 

Leoben ist Teil der NUTS-III-Region Östliche Obersteiermark (politische Bezirke Leoben und 

Bruck-Mürzzuschlag). 

 

 

3.3 BEVÖLKERUNG/GESELLSCHAFT 

Laut der Landesstatistik Steiermark umfasst die Region „Obersteiermark Ost“ eine Bevölke-
rung von 157.257 Einwohner:innen mit Stand 01.01.2024 und schwankt die Bevölkerungs-

entwicklung in den letzten Jahren. 

 
Abbildung 49 – Auszug Demographie Region (Quelle Landesstatistik Steiermark) 

 

Im Vergleich: 

Laut Volkszählung weist der Bezirk im Jahr 2001 insgesamt einen Höchststand an Bevölke-

rung auf.  
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3.3.1 Gesellschaftliche Betrachtungen 

Die Bevölkerungsentwicklung hängt von verschiedenen natürlichen und gesellschaftli-

chen Faktoren ab, die fördernde bzw. hemmende Wirkungen besitzen können und bei 

denen große regionale Unterschiede auftreten. Alle Faktoren zusammen genommen führ-

ten dazu, dass in den letzten beiden Jahrhunderten die Geburtenrate wuchs, die Sterbe-

rate in Verbindung mit dem Rückgang der Kindersterblichkeit insgesamt sank und die 

Lebenserwartung allgemein stieg. Folgende Faktoren wirken auf die Bevölkerungsent-

wicklung zusätzlich ein: 
• Urbanisierung 

• Ressourcenknappheit 

• demographischer Wandel und Migration 

• Globalisierung, Digitalisierung 

• Klimawandel und Mobilität 

• Wissensgesellschaft, Individualisierung, Verunsicherung, etc. 

3.3.2 Bevölkerungsentwicklung 

Die Bevölkerungsentwicklung der Stadtgemeinde Leoben zeigt eine leicht steigende Tendenz 

in den letzten Jahren an. Während der letzten 25 Jahre zeigt sich jedoch eine leichte Ab-

nahme der Bevölkerung und verzeichnete die Gemeinde 1961 ihren Höchststand. Mit 

02.01.2025 verfügt Leoben über 24.6074 Einwohner:innen (HWS).  
 

 
Abbildung 51 – Bevölkerungsentwicklung 1869-2024 (Quelle: Statistik Austria), Stand: 01.01.2024 

 

4   Quelle: https://www.leoben.at/leoben-im-ueberblick/gemeindestatistik/ 
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3.3.3 Geburten- und Wanderungsbilanz 

Die Stadtgemeinde Leoben verfügt über eine insgesamt leicht sinkende Geburten- und Wan-

derungsbilanz für die Dekade von 2011 bis 2021.  

 
Abbildung 52 – Geburten und Wanderungsbilanz 1981-2011 (Quelle: Statistik Austria, RZ 2011) 

 

 

3.3.4 Haushalte und Wohnungen 

Nachfolgende Abbildung zeigt die Entwicklung der Haushalte und Gebäude auf.  

 
Tabelle 10 – Familie und Haushalte (Quelle: Landesstatistik Steiermark) 
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Handels- und Dienstleistungsbetriebe) aufweisen, sowie daran unmittelbar anschließende Flächen mit einer Ausdehnung von maximal 100 m, 

sofern ein funktioneller Zusammenhang begründet werden kann und diese Flächen nicht durch Infrastrukturen oder naturräumliche Gegebenheiten 

getrennt sind.  

4.3 NEUFESTLEGUNGEN DER ZIELE  

Die bisher geltenden siedlungs- und kommunalpolitischen Zielsetzungen der Stadtgemeinde wurden zusammengeführt, auf ihre Aktualität und 

Relevanz hin überprüft und auf Basis der angestrebten Struktur des Gemeindegebietes neu ausgerichtet und festgelegt, teilweise wurden bei 

Übereinstimmung mit der siedlungspolitischen Relevanz bzw. den geltenden Bestimmungen des StROG 2010 Ziele fortgeführt. Weiters wurden die 

Entwicklungsprioritäten der einzelnen Siedlungsbereiche analysiert, siedlungspolitisch beurteilt und entsprechend angepasst. Die neu festgelegten 

Ziele entsprechen daher der kommunalpolitischen Willensbildung des Gemeinderates und ersetzen die bisher festgelegten Ziele vollumfänglich. 

Wichtig zu erwähnen ist dabei, dass nur raumrelevante Ziele im STEK festgelegt werden können. Im Vergleich zum Verordnungswortlaut werden im 

Erläuterungsbericht zusätzlich teilweise auch formulierte Maßnahmen angeführt, welche der Umsetzung in den nachfolgenden Verfahren 

(Bauverfahren) und zur besseren Nachvollziehbarkeit für den Normunterworfenen erläuternd dienen sollen. Mit den Zielsetzungen im 

Verordnungswortlaut wird die Möglichkeit für eine Änderung des Stadtentwicklungskonzeptes nach zuvor durchgeführter Abwägung geschaffen. 

Aufgrund der o.a. Abwägung wurden die im STEK Nr. 5.00 festgelegten Maßnahmen nicht weiter fortgeführt sowie von einzelnen Zielsetzungen für 

den Sachbereich „Siedlungsraum und Bevölkerung“, betreffend die Verbesserung der Altersstruktur, sowie den Sachbereich „Wirtschaft“, betreffend 

die Sicherung der Versorgungsfunktion, aufgrund der allgemein formulierten Zielsetzungen Abstand genommen. Im Rahmen der STEK-Änderung Nr. 

5.03 (Teilrevision) erfolgte keine Änderung der Zielsetzungen gegenüber der Stammfassung Nr. 5.00. Die ergänzenden Zielsetzungen aus der STEK-

Änderung Nr. 5.09 (SKE) wurden übernommen und werden somit weitergeführt. 

Anzuführen ist ergänzend, dass sich raumbezogene Maßnahmen insbesondere im Entwicklungsplan wiederfinden.  

 

4.4 BESTANDSANPASSUNGEN 

Kleinräumige Bestandsanpassungen werden aufgrund von unterschiedlichen Planungsständen (aktueller, digitaler Plangrundlagen (DKM, digitale 

Geländemodelle,…) sowie erforderlicher Richtigstellungen von Festlegungen im Plan aufgrund der tatsächlichen, bestehenden Nutzung vor Ort im 
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Rahmen der Bestandsaufnahme begründet. Teilweise ergeben sich Änderungen aufgrund der nunmehr anzuwendenden Planzeichenverordnung 

2016 und dem Bearbeitungsstand der bisher geltenden Planungen.  

 

4.5 DIFFERENZPLAN / DIFFERENZLISTE / BEGRÜNDUNG- ERLÄUTERUNG/ SUP-PRÜFUNG 

Aufgrund zwischenzeitlich geänderter Planungsvoraussetzungen, geänderter raumordnungsgesetzlicher Bestimmungen im neuen StROG 2010 und 

geänderter öffentlicher, siedlungs- und wirtschaftspolitischer Interessen der Stadtgemeinde Leoben erfolgt für alle Ortsteile die Überprüfung/ Evalu-

ierung der bisher geltenden siedlungs- und kommunalpolitischen Zielsetzungen. Diese führt zu einer teilweisen Anpassung von Zielsetzungen und 

Entwicklungszielen. Weiterhin bestehende Zielsetzungen gelten nach Evaluierung für den zeitlichen Geltungsrahmen im Zuge der Revision des Stadt-

entwicklungskonzeptes/Entwicklungsplan Nr. 6.00. Die Prüfung nach Ausschlusskriterien gemäß dem Leitfaden zur Beurteilung der Umwelterheb-

lichkeit in der Örtlichen Raumplanung (herausgegeben vom Amt der Stmk. Landesregierung, ABT13 (vormals FA 13B), 04/2011, 2. Auflage) wird zur 

besseren Nachvollziehbarkeit in die Differenzliste eingearbeitet. 







































Erläuterungsbericht STEK Nr. 6.00 Leoben Pumpernig & Partner GmbH 

  149 

5 DAS KONTROLLINSTRUMENT:  

DIE UMWELTPRÜFUNG 

5.1 PRÜFUNG NACH AUSSCHLUSSKRITERIEN 

Für alle gegenüber dem bisher geltenden Entwicklungsplan geänderten Festlegungen wurde 

eine Vorprüfung hinsichtlich der Bestimmungen des § 4 (Umweltprüfung) StROG 2010 durch-

geführt. 

Vorweg erfolgte eine Prüfung nach Ausschlusskriterien (Prüfkriterien gemäß Planungsleitfa-

den SUP in der Örtlichen Raumplanung, herausgegeben von der Fachabteilung 13B, Amt der 

Stmk. Landesregierung, veröffentlicht im Sept. 2011).  

Die Ergebnisse der raumordnungsfachlichen Analyse und Begründung, dass keine weiterfüh-

rende Umweltprüfung im Sinne des § 4 Abs 2 StROG 2010 durch die Erfüllung o. genannter 

Ausschlusskriterien erforderlich ist, kann aus der dem Differenzplan beiliegenden Differenz-

liste (sh. Kapitel 3.7.2 des Erläuterungsberichtes zum Örtliches Entwicklungskonzept) im De-

tail entnommen werden (Screening-Schritte 1 und 2 laut o. g. Planungsleitfaden). Ausgenom-

men davon sind die Änderungspunkte lfde. Nr. D4, G3, J3, J4, L3, M2, M5 und W3 für die 

jeweils eine Umwelterheblichkeitsprüfung erfolgte und im nachfolgenden Kapitel 5.3 doku-

mentiert wird. 
 

5.2 UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG/ EUROPASCHUTZGEBIET/  

ALPENKONVENTION 

Durch die in der Differenzliste näher erläuterten Planänderungen werden keine neuen Grund-

lagen für Projekte geschaffen, die grundsätzlich gemäß dem Anhang 1 UVP-G 2000 einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Ferner wird kein Europaschutzgebiet durch die 

gegenständlichen Festlegungen beeinträchtigt. Hinsichtlich der Bestimmungen der Alpen-

konvention wird festgehalten, dass keine Widersprüche erzeugt werden.  

 

5.3 UMWELTERHEBLICHKEITSPRÜFUNG 

5.3.1 Einleitung 

Wie in der Differenzliste dokumentiert wird, sind im Zuge der Ausarbeitung des Entwicklungs-

planes Nr. 6.00 für die Änderungspunkte D4, G3, J3, J4, L3, M2, M5 und W3 gegenüber dem 

bisher geltenden Entwicklungsplan keine konkreten Ausschlusskriterien in der SUP zuorden-

bar. Für diese Änderungen erfolgt daher eine Umwelterheblichkeitsprüfung (UEP) zur Fest-

stellung, ob eine Umweltprüfung erforderlich ist. 

 

Nachfolgend werden die Themencluster gemäß „Leitfaden zur SUP in der Örtlichen Raum-
planung“ (2. Ausgabe, herausgegeben vom Amt der Stmk. Landesregierung mit Stand April 
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2011) für die o.a. Änderungsbereiche abgehandelt. Dabei wird die 3-stufige Signifikanz (Be-

wertung gemäß Leitfaden) wie folgt dargestellt: o = keine Verschlechterung, - = Verschlech-

terung, - - = starke Verschlechterung. Die zusammenfassende Beurteilung erfolgt im An-

schluss. 

5.3.2 Bewertung 

Da keine Umweltprüfung für einen Plan höherer Stufe vorliegt, ist das Ausschlusskriterium 

der Abschichtung für diese Bereiche nicht gegeben. 

Die geplanten Änderungen sind dem Ausmaß nach nicht geeignet, eine UVP-Pflicht zu erwir-

ken und es liegt auch kein UVP-pflichtiger Tatbestand vor.  

Des Weiteren liegen die Flächen nicht in einem schutzwürdigen Gebiet der Kategorie A ge-

mäß UVP-Gesetz6 (besonderes Schutzgebiet - Europaschutzgebiet). 

Nachfolgend werden die Themencluster gemäß „Leitfaden zur SUP in der Örtlichen Raum-
planung“ (2. Ausgabe, herausgegeben vom Amt der Stmk. Landesregierung mit Stand April 
2011) abgehandelt.  

 
 

5.3.2.1 Änderungspunkt D4 – Kleingartenanlage Niederungweg  
 

 
  

 

6  Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit (Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 - UVP-G 2000), StF: 
BGBl. Nr. 697/1993. 
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5.3.3 Prüfschritt 4: Zusammenfassende Beurteilung der UEP 

Für alle 8 Bereiche können bei allen fünf Themenclustern starke Verschlechterungen  

(„─ ─„) der Umweltsituation ausgeschlossen werden.  

Geringfügige Verschlechterungen („-“) können betreffend das Schutzgut „Ressourcen -  

Boden“ für die Änderungspunkte D4 und J4 in Bezug auf die bisherige landwirtschaftliche 

Nutzung und der zukünftigen Versiegelung dieser Flächen aufgrund anzunehmender Bebau-

ung nicht zur Gänze ausgeschlossen werden. Zu dem Änderungspunkt G3 ist aufgrund der 

geltenden Bestimmungen für das Ortsbildschutzgebiet lfde. Nr. 2 (Göss) eine geringfügige 

Verschlechterung nicht zwingend auszuschließen. Mittels Abwägung der Gesamtergebnisse 

und einer verbalen Begründung ist nunmehr festzuhalten, ob erhebliche Umweltauswirkun-

gen ableitbar sind und eine Umweltprüfung mit Erstellung des Umweltberichtes notwendig 

ist. Gemäß Leitfaden ist die Gesamtbeurteilung (Beurteilungssynthese und Abwägung der  

Themen-cluster) daher verbal wie folgt vorzunehmen: 

 

5.3.3.1 Zu D4 – Kleingartenanlage Niederungweg: 

Die geplante Änderung der Fläche führt zu einem Verlust von landwirtschaftlich genutzten 

Flächen mit einem einseitigen Baulandanschluss. Der ggst. Änderungsbereich grenzt im  

Westen an eine bestehende Kleingartenanlage an. Festgehalten wird hiezu außerdem, dass 

für die geplante Erweiterung das siedlungspolitische Interesse der Stadtgemeinde dahinge-

hend besteht, dass dieser Bereich sich in Nahelage zu einer kompakten Wohnsiedlungs-

struktur im örtlichen Siedlungsschwerpunkt Donawitz mit besonderem Siedlungsdruck und 

öffentlichen Interesse befindet. 

Es besteht auch bei diesem Änderungspunkt eine klare Übereinstimmung mit den Raumord-

nungsgrundsätzen, nämlich der Entwicklung von innen nach außen aufgrund der vor- 

handenen Nutzung und der naturräumlichen Begrenzung in Richtung Osten durch den Wald. 

Insgesamt sind somit für die gegenständliche Änderung keine erheblichen Umweltauswir-

kungen ableitbar und ist daher kein Umweltbericht bzw. keine weiterführende Prüfung zu 

erstellen. 

Für die Örtliche Raumplanung bietet sich daher die Möglichkeit zur planmäßigen Fortführung 

der o.a. Nutzung in Übereinstimmung siedlungspolitischen Zielsetzungen der Stadtge-

meinde. Aufgrund o.a. Waldfläche sowie der umgebenden Siedlungsstruktur und in Richtung 

Süden angrenzenden Freiflächen ohne Zäsur sind keine Auswirkungen auf das Landschafts-

bild erkennbar.  

 

5.3.3.2 Zu J4 – PV-Anlage Judendorf: 

Die geplante Änderung einer zusammenhängenden Fläche im Eigentum der Stadt führt zu 

einem Verlust von landwirtschaftlich genutzten Flächen (ehem. Waldfläche – vorliegende  

Rodungsbewilligung) mit einem einseitigen Baulandanschluss im Südosten. Der ggst. Ände-

rungsbereich grenzt im Nordosten an die bestehende Kleingartenanlage an. Festgehalten 

wird hiezu außerdem, dass für die geplante Erweiterung das siedlungspolitische Interesse 

der Stadtgemeinde (= Eigentümer) dahingehend besteht, für den zusammenhängenden 

Siedlungsraum, insbesondere Donawitz und Judendorf, erforderliche Energiereserven im 

Sinne der angestrebten Ressourcenschonung im öffentlichen Interesse sicherzustellen. Da 

für den überwiegenden Teil des Änderungsbereiches eine Altablagerung (ALTL) ersichtlich 
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einen Öffentlichkeitscharakter aufweisen bzw. öffentlich zugänglich sind (vgl. Fotodokumen-

tation vom 23.10.2025).  

In der vorliegenden Sichtbarkeitsanalyse wurden neben den Fotostandorten auch einzelne 

Entfernungen zu dem Begutachtungsgebiet (Änderungsbereich) dargestellt. Daraus ist abzu-

leiten, dass aufgrund der Entfernungen zwischen 875m, ca. 1.840m und ca. 2.390m nur 

von einer teilweisen Sichtbarkeit der Anlage auszugehen ist. Diese Sichtbarkeit wird zusätz-

lich durch die bestehende Siedlungsstruktur im Südosten sowie insbesondere durch die ver-

bleibenden Waldflächen im Süden und Westen eingeschränkt bzw. nahezu ausgeschlossen. 

In diesem Zusammenhang wird auf die im Grobkonzept der PV-Anlage „Deponie Leoben, 
Seegraben“ angeführte Baumlänge von ca. 30m verwiesen. Auch im Bereich der bestehen-
den Siedlungsstruktur wird ein entsprechender Waldstreifen als natürlicher Kulisse (Puffer-

streifen) erhalten. Die Sichtbarkeit wird zusätzlich durch die vorhandenen topografischen Ge-

gebenheiten in Bezug auf die Reliefstruktur bestimmt, wobei die Anordnung der PV-Module 

(Elemente) auf die jeweils vorhandenen Böschungen und Terrassen abgestimmt wird. In die-

sem Zusammenhang wird festgehalten, dass innerhalb des Planungsgebietes eine unter-

schiedliche Ausprägung der einzelnen Bereiche (ebene Plateaus mit anschließenden  

Böschungen) vorherrscht bzw. besteht. Die angeführten Böschungen weisen eine unter-

schiedliche Hangausrichtung sowie Hangneigung auf, wodurch eine weitere Einschränkung 

der Sichtbarkeit erfolgt. Durch die vorgelagerten Hangrücken ist somit eine ergänzende Ab-

schirmung der gegenständlichen Flächen abzuleiten, womit in Summe die Sichtbarkeit stark 

reduziert wird. 

5.3.3.3 Zu G3 – Änderung des Entwicklungspotenziales für ein Gebiet mit baulicher Entwicklung 

für Zentrum in Industrie, Gewerbe: 

Aufgrund der geltenden Bestimmungen des Ortsbildschutzgebietes lfde. Nr. 2 (Göss) hat eine 

künftige Verwertung sich diesen rechtlichen Rahmenbedingungen unterzuordnen, wobei im 

Zuge eines Raumordnungsverfahrens die rechtlichen Rahmenbedingungen im Vorfeld abzu-

wägen sind. Diese sind dann zwingend im Individualverfahren (Bauverfahren) zu einzuhalten. 

Ergänzend wird auf die derzeitige Festlegung eines Entwicklungspotenziales für Zentrum  

(roter Punktraster) verwiesen.  

 

5.3.4 Alpenkonvention 

Die Gemeinde liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Übereinkommens zum Schutze der 

Alpen (Alpenkonvention). 

 

5.4 ZUSAMMENFASSENDES ERGEBNIS DES SUP-SCREENINGS 

Die Bewertung der Umwelterheblichkeit ergab, dass hinsichtlich der Umweltauswirkungen starke 

Verschlechterungen für alle Änderungsbereiche der SUP und der UEP in allen Themenclustern 

aufgrund der obigen Ausführungen und verbalen Begründungen ausgeschlossen werden kön-

nen.Das Screening (Prüfschritte 1 bis 3) ist somit abgeschlossen und sind keine erheblichen Um-

weltauswirkungen ableitbar. Eine Umweltprüfung mit Erstellung des Umweltberichtes ist daher 

nicht erforderlich. 
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6 SACHBEREICHSKONZEPT ENERGIE (SKE) 

6.1 AUSGANGSSITUATION/ ALLGEMEINE BESCHREIBUNG 

6.1.1 Allgemeine Beschreibung 

Das Sachbereichskonzept Energie (SKE) wurde als zwischenzeitliches STEK-Änderungsver-

fahren VF lfde. Nr. 5.09 nach Genehmigung mit Bescheid vom 23.10.2025, GZ: ABT13-

119490/2024-33 von der Stadtgemeinde kundgemacht und trat diese Änderung mit 

20.11.2025 in Kraft.  

Die Stadtgemeinde Leoben erstreckt sich über eine Fläche von rund 107,77 km² und  

beheimatet 28.481 Einwohner:innen (Stand: 11.01.2024). Sie liegt rund 8 km östlich vom 

Verkehrsknotenpunkt Sankt Michael in Obersteiermark und rund 15 km westlich der Stadt-

gemeinde Bruck an der Mur mit guten Verkehrsanbindungen an das Bahn- sowie über- 

geordnete Straßennetz (S6 Semmering-Schnellstraße). 

Die Stadtgemeinde Leoben grenzt im Norden an die Gemeinde Sankt Peter-Freienstein und 

die Stadtgemeinde Trofaiach, im Nordosten an die Gemeinde Proleb, im Osten an die Markt-

gemeinde Niklasdorf und die Stadtgemeinde Bruck an der Mur, im Südosten an die Stadtge-

meinde Frohnleiten, im Süden an die Marktgemeinde Übelbach und im Südwesten an die 

Gemeinde Sankt Michael in Obersteiermark und liegt im mittleren Murtal. 
 

Die Stadtgemeinde gliedert sich in 10 Katastralgemeinden bzw. lt. Statistik Austria 6 Orts- 

bzw. Stadtteile: 

Katastralgemeinden: 

• Donawitz (8,1 km²) 

• Göß (8,21 km²) 

• Gößgraben-Göß (31,33 km²) 

• Judendorf (6,8 km²) 

• Leitendorf (5,0 km²) 

• Leoben (0,59 km²) 

• Mühlthal (10,82 km²) 

• Prettach (7,55 km²) 

• Schladnitzgraben (26,45 km²) 

• Waasen (2,87 km²) 

Ortsteile: 

• Donawitz 

• Göß 

• Hinterberg 

• Judendorf 

• Leitendorf 

• Leoben 

Die Stadtgemeinde Leoben ist bestrebt, die Siedlungsentwicklung geordnet und in den fest-

gelegten Örtlichen Siedlungsschwerpunkten zu entwickeln. Dies erfordert eine ausreichende 

Infrastruktur aus sozialer, gewerblicher und technischer Sicht und bedeutet einerseits eine 
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Herausforderung für die Verkehrserschließung und andererseits für die energetische Ver- 

sorgung.  

 

Die Stadtgemeinde Leoben bekennt sich zur Umsetzung der Ziele zur Energiewende und zur 

Einhaltung der Maßnahmen aus der Klima- und Energiestrategie des Landes Steiermark. 

Diesbezüglich besteht seitens der Stadtgemeinde Leoben ein großes Interesse im Bereich 

der Wärmeversorgung durch erneuerbare Energien und Mobilität, damit den Anteil erneuer-

barer Energieträger zu erhöhen und Treibhausgase zu reduzieren. 

 

6.1.2 Einleitung 

Durch die Erstellung des Sachbereichskonzeptes Energie (SKE) im Zuge der 9. Änderung des 

Stadtentwicklungskonzeptes Nr. 5.00 wird das Stadtentwicklungskonzept (STEK) - als zent-

rales strategisches Planungsinstrument um energieraumplanerische Aspekte ergänzt, die 

künftig Entscheidungsgrundlagen für weitere räumliche Entwicklungsmöglichkeiten für  

Wohnen und Gewerbe/Industriegebiete unter energie- und klimarelevanten Aspekten dar-

stellen. Die Integration energie- und klimarelevanter Aussagen in das geltende STEK garan-

tiert, dass in Zukunft weder raum- noch energie- und klimarelevante Entscheidungen bzw. 

Festlegungen isoliert voneinander getroffen bzw. umgesetzt werden können. 

 

6.1.3 Zielsetzungen 

Im Rahmen des Sachbereichskonzeptes Energie zielt die Energieraumplanung vornehmlich 

auf die Entwicklung der Raumstrukturen ab, die durch niedrigen Energiebedarf bzw. niedrige 

Treibhausgasemissionen charakterisiert sind. Vorrangig betrachtet werden daher Strategien 

zur Wärmeversorgung und zur Konzentration der künftigen Siedlungsentwicklung auf Stand-

orträume bzw. Vorranggebiete, die mit leitungsgebundener Wärme (wenn möglich aus alter-

nativen/erneuerbaren Energieträgern) versorgt werden können. 

Weiters liegt das Hauptaugenmerk auf der Lenkung der künftigen Siedlungsentwicklung auf 

jenen Standorten innerhalb der Stadtgemeinde, die über besondere Voraussetzungen für 

eine energiesparende Mobilität verfügen. 

Eine ausreichende Grundlagenforschung, die sich aus den ausgearbeiteten und analysierten 

Daten ergibt, stellt die Basis für die geänderten Planungsvoraussetzungen dar. 

Aufbauend auf die von der BOKU Wien erstellte Eröffnungsbilanz (Stand: Jänner 2019), in 

Verbindung mit den bereits im GIS Steiermark erhältlichen Grundlagenkarten (Vorrangstand-

orte für Fernwärmeversorgung und Standorträume für energiesparende Mobilität), iVm dem 

Leitfaden „Das Sachbereichskonzept Energie - Ein Beitrag zum Örtlichen Entwicklungskon-

zept“ (Version 2.1) sowie dem Energiemosaik Austria und dem Wärmeatlas, erstellt die Stadt-
gemeinde Leoben, auch um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen, ein Sachbereichs-

konzept Energie.  

 

Diese o.a. Datenbank (Eröffnungsbilanz) wurde vom Amt der Steiermärkischen Landes- 

regierung Abteilung 13, Bau- und Raumordnung in Zusammenarbeit mit der Abteilung 15 
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Energie, Wohnbau, Technik und der Abteilung 17, Landes- und Regionalplanung, GIS Steier-

mark zur Verfügung gestellt. Die Datenbank ist in der steiermarkweiten „Kommunalen Ener-
gie- und Treibhausgasdatenbank“ bzw. im GIS Steiermark eingearbeitet. Sie bildet die Grund-

lage der „EnergieRaumPlanungSteiermark“ (ERPS), welche von der BOKU Wien erstellt 
wurde.  

 

Weiters wird das „Energiemosaik Austria“ (aktualisiert im März 2022) als Datengrundlage 
herangezogen. Die Grundlage für das „Energiemosaik Austria“ bildet ein flächendeckendes 

Modell, das am Institut für Raumplanung, Umweltplanung und Bodenordnung der Universität 

für Bodenkultur Wien in einer etwa zehnjährigen Forschungstätigkeit entwickelt wurde. Die 

vielschichtigen Fragestellungen im Kontext „Energie und Klima“ auf Gemeindeebene wurden 

dabei umfassend beleuchtet und eine kommunale Energie- und Treibhausgasdatenbank auf-

gebaut. Das Modell basiert dabei auf einem raumplanerischen Ansatz und auf der Über- 

legung, dass sich Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen auf räumliche Strukturen 

zurückführen lassen und wird deshalb in diesem Modell von der Wohnnutzung, allen betrieb-

lichen Nutzungen (Land- und Forstwirtschaft, Industrie und Gewerbe, Dienstleistungen)  

sowie den damit verbundenen unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnissen ausgegangen. 

 

Die Stadtgemeinde Leoben kann nun Überlegungen treffen, wo sie  

 

- eventuelle Vorrangstandorte und Potenziale für Nah- und Fernwärme festlegt (Nutzung 

und Ausbau vorhandener Nahwärmepotenziale), 

- Entwicklungen unter energiesparender Mobilität forciert, 

- daraus energieraumplanerische Strategien entwickelt. 

 

In Überlagerung werden als Standorträume für Fernwärmeversorgung (auch Nahwärme) und 

energiesparende Mobilität das räumlich-funktionell zusammenhängende Hauptsiedlungsge-

biet von Donawitz, Göss, Hinterberg, Judendorf, Leitendorf, Lerchenfeld-Mühltal, Münzen-

berg, Seegraben, Prolebersiedlung und Waasen dargestellt. Ausgenommen von diesen sind 

die Bereiche Pampichlerweg, Schladnitz, Schladnitzdorf, Schladnitzgraben, Seegraben, Kalt-

enbrunnerstraße, Im Tal und Veitsberg/Kreith.  

 

6.2 BESTANDSANALYSE7 

Die Grundlage für die Entwicklung energieraumplanerischer Strategien bildet eine um- 

fassende Bestandsanalyse, d.h. eine energetische Charakterisierung der Stadtgemeinde. 

Diese stellt auch die Basis für die im Wortlaut ergänzend festgelegten Zielsetzungen dar, 

welche im Rahmen der örtlichen Raumplanung nach Abwägung der einzelnen siedlungs- 

politischen Zielsetzungen umgesetzt werden sollen. Einvernehmlich werden keine Maß- 

nahmen festgelegt. 

 

7  gem. Leitfaden „Das Sachbereichskonzept Energie“ - Ein Beitrag zum Örtlichen Entwicklungskonzept, Version 2.1 herausge-
geben von der Abteilung 13, Land Steiermark, Stand: Jänner 2019 
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6.2.1 Eröffnungsbilanz/ Energierelevante Strukturdaten 

Die Eröffnungsbilanz legt den Energieverbrauch und die Treibhausgasemissionen auf  

Gemeindeebene dar. 

Die energierelevanten Strukturdaten bilden den Ausgangspunkt für die erstellte Datenbank 

betreffend Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen. In dieser werden die Daten nach 

Nutzungsarten und Mobilität, Energieträgern und Verwendungszwecken differenziert. 

 

6.2.2 Energieverbrauch und THG-Emissionen nach Nutzungsarten und Mobilität 

Die Analyse zeigt die Hauptverursacher von Energieverbrauch und THG-Emissionen in der 

Stadtgemeinde Leoben:  

 

 
Abbildung 60 – Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen nach Nutzungsarten, Energiemosaik Austria 

 

Der Gesamtenergieverbrauch von Leoben beträgt rund 1.670.200 MWh/Jahr, die  

Gesamttreibhausgasemissionen belaufen sich auf 456.320 t C02-Äquivalente jährlich. 

In der Abbildung ist der Energieverbrauch und die THG Emissionen nach Nutzungsart und 

Mobilität detailliert aufgelistet. 
 

Mit Nutzungsart und Mobilität werden jene Bereiche im Alltagsleben bezeichnet, für die  

Energie verwendet wird. Dabei wird zwischen den Nutzungsarten Wohnen, Land- und Forst-

wirtschaft, Industrie und Gewerbe, Dienstleistungen sowie der Mobilität unterschieden.  

 

Die farbigen Säulen stellen die Anteile der Nutzungen am Energieverbrauch dar und die 

grauen Säulen zeigen die Anteile der Nutzungen an den Treibhausgasemissionen auf. 

In der Stadtgemeinde Leoben macht die Nutzungsart Industrie und Gewerbe mit rund 67% 

mit Abstand den Hauptenergieverbrauch aus. Dies lässt sich vorzugsweise durch den  

Industriestandort der voestalpine Donawitz leicht erklären. Die beiden Nutzungsarten  
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Abbildung 73 – Nutzungsintensität Leoben, GIS Stmk, unmaßstäblich 

 

6.2.3 Anteile erneuerbarer und fossiler Energieträger am Energieverbrauch 

Zur Deckung des kommunalen Energiebedarfs werden erneuerbare und fossile Energieträger 

eingesetzt. In der Grafik ist der Beitrag der einzelnen Nutzungsarten und der Mobilität zum 

erneuerbaren und fossilen Energieträgereinsatz dargestellt. 

 

 
Abbildung 74 – Anteile erneuerbarer und fossiler Energieträger am Energieverbrauch, ERPS, BOKU Wien 

 

Die Stadtgemeinde Leoben hat im Vergleich zu den Nachbargemeinden mit rund 16% einen 

im Vergleich eher geringeren Anteil erneuerbarer Energieträger am Energieverbrauch. Rund 

84% entfallen auf fossile Energieträger wie Erdöl, Erdgas und Kohle. Dies liegt im Wesent-

lichen an der städtischen Struktur sowie in erhöhtem Maße an den industriellen und gewerb-

lichen Nutzungen, insbesondere des Energieverbrauches für die Stahlindustrie im Gemein-

degebiet, welche einen hohen Energiebedarf aufweisen.  

 



https://gis.stmk.gv.at/atlas2/Globalstrahlung.html
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Abbildung 75 – Solarpotenzial Leoben (innerstädtischer Bereich), Solarpotenzial GIS Steiermark, Stand 2023, 

unmaßstäblich 

 

Lt. Globalstrahlung des Digitalen Atlas Steiermark weist die Stadtgemeinde eine Jahres-

summe von 1.029,09 kWh/Jahr pro m² auf:  

 

6.2.4 Anteile der Verwendungszwecke am Energieverbrauch 

Mit Verwendungszwecken werden verschiedene „Aktivitäten“ bezeichnet, für die Energie ge-
nutzt wird. Unterschieden werden Raumwärme, Warmwasser (nur Wohnen), Prozessenergie, 

Wirtschaftsverkehr und Mobilität. 

 

  
Abbildung 76 – Anteile der Verwendungszwecke am Energieverbrauch, ERPS, BOKU Wien, 2019 
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Mittlerweile sind auch die Stadtteile Leoben-Stadt, Judendorf, Waasen, Göss, Seegraben und 

Mühltal aufgeschlossen und es konnten eine Vielzahl von Objekten an das umweltfreundli-

che Fernwärmenetz angeschlossen werden. 

 

6.3 POTENZIALANALYSE 

Als Grundlage für die Entwicklung von Strategien zur Wärmeversorgung konzentriert sich die 

Potenzialanalyse auf die Ermittlung thermischer Potenziale. Im Nachfolgenden wird unter-

schieden zwischen Energieeffizienzpotenzialen, Substitutionspotenzialen und Potenzialen 

erneuerbarer Energieträger. 

 

6.3.1 Energieeffizienzpotenziale 

Diese Potenziale entstehen bei Sanierung des Wohngebäudebestandes und führen zur  

Reduktion des Wärmebedarfes und der Treibhausgasemissionen, ohne dass dabei der  

Energieträger verändert wird. 

 

Abbildung 80 – 50%ige Ausschöpfung des thermischen Effizienzpotenziales in MWh/a bzw. Co2 t-Äquivalente, 
ERPS, BOKU Wien, 2019 

 

Mittelfristig können Energieeffizienzpotenziale durch eine energetische Sanierung von 50% 

des Wohngebäudebestandes ausgeschöpft werden. Die Abbildung zeigt den Vergleich des 

Wärmebedarfes und der Emissionen vor und nach der Sanierung ohne Änderung des  

Energieträgers. In der kommunalen Energie- und Treibhausdatenbank stehen die Daten-

sätze über mittel- und langfristige thermische Energieeffizienzpotenziale zur Verfügung. Die 

Analyse zeigt wie bedeutend auch die energetische Sanierung der Wohngebäude für die 

Reduzierung des Wärmebedarfes ist.  
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Durch die mittelfristige Sanierung könnten bis zu rund 37.000 MWh/a Energie und rund 

11.900 t CO2 äquivalente THG eingespart werden. Die Analyse der Gebäudesanierung  

bildet eine wichtige Grundlage für die Beurteilung der mittel- bis langfristig zu erwartenden 

Auslastung von Fernwärmeversorgungssystemen. Bei der langfristigen Sanierung (energe-

tische Sanierung von 100% des Wohngebäudebestandes) der Wohngebäude beträgt die 

Einsparung somit bis zu 73.900 MWh/a und 23.800 t CO2 äquivalente THG. 

 

                                               
Abbildung 81 – Wärmebedarfsdichte Ist Stand und nach thermischer Sanierung (250m Raster) Leoben, 

GIS Stmk., unmaßstäblich 

 

Anhand der räumlichen Verteilung im 250m-Raster kann man differenzierte Schluss- 

folgerungen hinsichtlich der künftigen Entwicklung der Wärmebedarfsdichten in der  

Stadtgemeinde Leoben treffen. Man erkennt dadurch, welche Siedlungsgebiete auch nach 

der Sanierung der Gebäude weiterhin durch mittlere bis höhere Wärmedichten gekenn- 

zeichnet und daher eher für Fernwärmeversorgung geeignet sind. Die zentralen Bereiche 

sind hier wieder bevorzugt. Eine zielführende Wärmeversorgung wird für jene Ortsteile ange-

strebt, welche sich an den Hauptleitungen (vgl. Plandarstellung „Standorträume für Fern-

wärmeversorgung) befinden. In diesem Zusammenhang wird auf ange-führten Standort-

raume für Fernwärmeversorgung (auch Nahwärme) verwiesen. Diesbezüglich werden vorran-

gig jene festgelegten Entwicklungspotenziale einer künftigen Verwertung zugeführt, wobei 

bei einem weiteren Ausbau der Infrastruktureinrichtungen eine stufenweise Erweiterung des 

Fernwärmenetzes die Bebauung von sonstigen, an das Stadtzentrum angrenzenden Sied-

lungsgebieten ermöglicht werden soll. 

 

6.3.2 Substitutionspotenziale 

In den kommunalen Energie- und Treibhausgasdatenbanken werden Angaben zu den Sub-

stitutionspotenzialen fossiler durch erneuerbare Energieträger zur Verfügung gestellt. Also 

inwieweit es zu Auswirkungen des Wärmebedarfes bei Ersatz von fossilen Energieträgern 

durch erneuerbare Energieträger kommt. Diesbezüglich wird auf den künftigen Einsatz von 

modernen Produktionsprozessen im Bereich der voestalpine verwiesen. 
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6.3.3 Erneuerbare Energiepotenziale 

Zu den erneuerbaren Energiepotenzialen zählen lokal verfügbare Abwärmepotenziale aus  

industriell gewerblicher Produktion bzw. aus Einrichtungen der technischen Infrastruktur  

(Abwasserreinigungsanlagen), gebäudeintegrierte solarthermische Potenziale  oder auch Bi-

omasse- und Biogaspotenziale. Dabei wird das in der Stadtgemeinde  

Leoben verfügbare Gesamtpotenzial berücksichtigt und in der kommunalen Energie- und 

Treibhausgasdatenbank dargestellt.  

 

In der Zusammenschau aller thermischen Potenziale ergibt sich für die Stadtgemeinde eine 

Konzentration auf den städtischen Siedlungsraum, wobei die Nahelage zur vorhandenen in-

dustriell-gewerblichen Nutzung (mögliche Abwärmequelle) von besonderer Bedeutung ist. 

Aufgrund der angestrebten Siedlungsentwicklung in den einzelnen Stadtteilen bzw. Ortstei-

len wurden in Abstimmung mit dem nachgewiesenen Bedarf sowie den jeweils vorhandenen 

technischen Infrastruktureinrichtungen die zugehörigen Entwicklungspotenziale als Punkt-

raster in der Grafik „Standorträume für Fernwärme und energiesparende Mobilität“ darge-

stellt. Somit wurden bereits räumliche Strukturen zur Nutzung von lokal verfügbaren und 

auch erneuerbaren Energiepotenzialen geschaffen bzw. für eine künftige Nutzung besichert. 

Durch die unterschiedlichen Energiequellen im Gemeindegebiet wird eine Optimierung der 

Voraussetzungen für den Einsatz von leitungsgebundenen Wärmeversorgungssystemen an-

gestrebt. Bei der künftigen Siedlungsentwicklung soll unter Hinweis auf den erfolgten Ausbau 

des öffentlichen Personennahverkehr die Priorität auf eine energie-sparende Mobilität, auch 

in Bezug auf den Ausbau des Radwegenetzes (z.B. Nachnutzung der ehem. Bahnstrecke 

nach Hinterberg – Ziel: Nullemission), gelegt werden. Aufgrund der unterschiedlichen Sied-

lungsstruktur im Gemeindegebiet zeigt sich auch jeweils eine differenzierte Gesamtbetrach-

tung der o.a. thermischen Potenziale. 

 

6.3.4 Potenzialanalyse nach den einzelnen Kriterien  

 Die Potenzialanalyse zeigt einen weiteren Bedarf an Solar- und PV-Anlagen auf Dächern 

für das gesamte Gemeindegebiet, unabhängig von der bestehenden Siedlungsstruktur 

sowie Eigentumsverhältnissen, welches durch den unterschiedlichen Energieverbrauch 

bestätigt wird. Dieses ist bei den künftigen Bauverfahren aufgrund der derzeit geltenden 

Bestimmungen des Stmk. BauG 1995 jedenfalls zu berücksichtigen und soll zusätzlich 

noch der Vorrang auf die Verwendung von Dachflächen gegenüber der Nutzung von Frei-

flächen (Bodenverbrauch) gelegt werden.  

 

 Die Potenzialanalyse zeigt einen unterschiedlichen Heizwärmebedarf bei den einzelnen 

Gebäuden und damit verbundenes Einsparungspotenzial durch Wärmesanierungen an 

bestehenden Wohngebäuden im Gemeindegebiet. Aufgrund der jeweils in den einzelnen 

Siedlungsräumen vorhandenen unterschiedlichen technischen Infrastruktur erfolgt 

künftig eine auf den Bedarf abgestimmte Festlegung von Entwicklungspotenzialen bzw. 

sonstigen geringfügigen Arrondierungsmöglichkeiten, wobei die Entwicklung von innen 

nach außen berücksichtigt wird (Raumordnungsgrundsatz) zum Zwecke der Schonung 

des MIV und des Energieverbrauchs. 
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Der Rest des Wärmebedarfes der Stadtgemeinde Leoben von rund 27.333 MWh/a (ca. 7%) 

entfällt weiterhin auf fossile Energieträger. 

 

Im Gemeindegebiet befinden sich gem. Abwärmekataster des GIS Stmk. insgesamt drei  

potenzielle Standorte für die Nutzung von Abwärme: 

- Kläranlage (ARA Leoben): Diese wird derzeit nicht für die Energiegewinnung genutzt. 

Lt. Angaben des Abwärmekatasters (Digitaler Atlas Steiermark) stellt dieser Standort 

eine ungenutzte Energie von 12.961 MWh/a dar und entspricht dies einer ungenutz-

ten Leistung von 1.480 kW.  

- voestalpine Stahl Donawitz GmbH (Roheisen- und Stahlerzeugung): Lt. Angaben des 

Abwärmekatasters (Digitaler Atlas Steiermark) wird eine Abwärmequelle von ins- 

gesamt drei Abwärmequellen des ggst. Standortes genutzt. Es steht somit eine un- 

genutzte Energie von 1.543.632 MWh/a einer bereits genutzten Energie von 110.000 

MWh/a gegenüber. Dementsprechend wird derzeit eine Leistung von 68.000 kW des 

Gesamtpotenziales von insgesamt 192.954 kW genutzt.  

- voestalpine Rail Technology GmbH (Roheisen- und Stahlerzeugung): Gem. Angaben 

des Abwärmekatasters (Digitaler Atlas Steiermark) weist dieser Standort insgesamt 4 

Abwärmequellen auf. Dieser Standort stellt demnach eine ungenutzte Energie von 

77.891 MWh/a dar und entspricht dies einer ungenutzten Leistung von 9.736 kW.  

 

Diese Angaben aus dem Abwärmekataster zeigen das noch vorhandene Potenzial der Ener-

gienutzung durch Abwärme aus den Industriebetrieben für die Stadtgemeinde Leoben auf, 

welches einer Verwertung zugeführt werden kann.  

 

6.4 ENTWICKLUNG ENERGIERAUMPLANERISCHER STRATEGIEN 

Die Energieraumplanung verfolgt mit dem Sachbereichskonzept Energie (SKE) zwei  

Strategien. Einerseits die Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit Optionen für eine  

leitungsgebundene Wärmebereitstellung (bevorzugterweise aus erneuerbaren Energie- 

trägern) und andererseits die Lenkung der baulichen Entwicklung auf Standorte mit optima-

len Voraussetzungen für eine energiesparende (klimafreundliche) Mobilität.  

 

Gem. § 22 (8) StROG 2010 sind im Rahmen des SKE für das Gemeindegebiet bzw. für Teile 

desselben Standorträume für Fernwärmeversorgung (potenzielle Standorträume, die für eine 

FW-Versorgung aus Abwärme oder aus erneuerbaren Energieträgern geeignet sind) und 

Standorträume für energiesparende Mobilität (Standorträume, die durch eine an den öffent-

lichen Verkehrsangeboten sowie an den Erfordernissen des Fuß- und Radverkehrs orientierte 

Siedlungsstruktur gekennzeichnet sind), darzustellen. 

 

Zur Darstellung der Standorträume für Fernwärmeversorgung werden die räumliche Ver- 

teilung der im 250m-Raster ausgewiesenen Wärmebedarfsdichten und die im FWP festge-

legten und gebietstypischen Rahmenwerte der Bebauungsdichten herangezogen. Siedlungs-
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anzutreffenden naturräumlichen Gegebenheiten (Abfolge von Wald- und Wiesenflächen iVm 

unterschiedlicher Hangneigung und Höhenlage) wurden die einzelnen Zielsetzungen  

festgelegt. Zur besseren Nachvollziehbarkeit für den Normunter- 

worfenen wurde ein zusätzliches Planwerk „Standorträume für Fernwärme und energie- 

sparende Mobilität“ erstellt. Diesem ist zu entnehmen, dass sich die energieraumplaneri-

schen Strategien mit der bisherigen Entwicklung der bestehenden Siedlungsstruktur im 

Sinne der Fortführung des sog. „Roten Fadens der Planung“ decken. 
Weiters wird in diesem Zusammenhang auf die gem. REPRO Obersteiermark Ost ersichtlich 

gemachte „innerstädtische Bedienungsqualität“ (waagrechte rote Schraffur) verwiesen  
(Reduktion MIV). Ergänzend wurde bei der o.a. Darstellung das im Zeitpunkt der Erstellung 

geltende Stadtentwicklungskonzept Nr. 5.00, insbesondere der zugehörige Entwicklungs-

plan Nr. 5.00, zu Grunde gelegt. Die Überlagerung deckt sich überwiegend mit den festgeleg-

ten Örtlichen Siedlungsschwerpunkten und schließt den Regionalen Siedlungsschwerpunkt 

gem. o.a. REPRO ein. Eine Nachvollziehbarkeit ist damit gegeben. 

 

6.5 ZIELSETZUNGEN ZUR GESTALTUNG UND AUSFÜHRUNG VON PV- UND 
SOLARFREIFLÄCHENANLAGEN 

6.5.1 Als PV- und Solarfreiflächenanlagen werden im Detail alle PV- und Solaranlagen bezeichnet, 

die nicht auf Gebäuden oder anderen Bauwerken (wie z.B. Lärmschutzanlagen, Carports) 

errichtet werden, sondern selbst die Hauptfunktion des Bauwerks darstellen. Das bedeutet 

aber nicht, dass diese Flächen monofunktional zur Sonnenstromproduktion verwendet  

werden, sondern auch einen Zusatznutzen bzw. einen lokal wirksamen ökologischen Mehr-

wert bieten können. Der Fokus liegt dabei dennoch auf der Elektrizitätsgewinnung. Flächen, 

die einer Nutzung zur Sonnenstromproduktion zugeführt werden, dienen bei entsprechender 

Ausgestaltung vorzugsweise nicht ausschließlich der Energiegewinnung. Dies ist z.B. auch 

die Agrar-Photovoltaik (Agri-PV), bei der die landwirtschaftliche Nutzung im Vordergrund steht 

und die Elektrizitätsgewinnung einen gewollten Zusatzeffekt darstellt. Diese Anlagen richten 

sich in ihrer Bauform nach den jeweiligen Anforderungen der Landwirtschaft.  

 

6.5.2 Grundsätzlich sind ökologisch besonders hochwertige Standorte wie etwa die explizit ausge-

wiesenen und verordneten Naturschutzgebiete oder auch siedlungsstrukturell wichtige  

Flächen wie innerstädtische/innerörtliche Freiräume generell keine geeigneten Standorte für 

PV- und Solarfreiflächenanlagen. Standortgunst wird hingegen allgemein durch geringe  

Exponiertheit in der Landschaft, keine anderen drängenden Nutzungsansprüche an den 

Standort, nicht mehr als durchschnittliche ökologische Bedeutung im Bestand, keine höchst-

wertigen landwirtschaftlichen Böden sowie angemessene Nähe zu einem geeigneten Netz-

anschlusspunkt definiert. 

 

6.5.3 Insbesondere die Pflanzen- und die Tierwelt (inkl. den zugehörigen Lebensräumen) sowie das 

vorherrschende Landschaftsbild können durch die Errichtung von PV- und Solarfreiflächen-

anlagen als flächenintensive anthropogene Nutzungen beeinträchtigt werden. Die Inan-
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6.5.10 Zur Erhaltung der Durchlässigkeit für Tiere ist im Idealfall der Verzicht einer Umzäunung 

anzustreben. Wo dies nicht möglich ist, soll die Durchlässigkeit für Kleinsäuger und Amphi-

bien durch Hochstellung des Zaunes (Richtwert: 20 cm über Geländeoberkante) bzw. durch 

vergrößerte Maschenweiten im bodennahen Bereich gesichert werden. Zum Schutz der Tiere 

ist soll auf den Einsatz von Stacheldraht zu verzichtet werden. 

 

6.5.11 Das bestehende Wegenetz für die Landwirtschaft und Erholungszwecke soll möglichst er-

halten bleiben oder gegebenenfalls in räumlicher Nähe verlagert werden. 

Nebenanlagen sind sollen in Abstimmung mit der zuständigen Baubehörde in landschafts-

angepasster Bauweise in Errichtung gebracht werden. Dies bedeutet, dass sich das äußere 

Erscheinungsbild der Nebenanlagen an den Umgebungscharakter in Bezug auf die Lage, 

Farbgebung udgl. anpassen und nur untergeordnet in Erscheinung treten soll.  

 

6.6 STANDORTKRITERIEN FÜR PV- UND SOLARFREIFLÄCHENANLAGEN 

Aufgrund der gegenwärtigen Förderungskulisse ist eine erhöhte Nachfrage nach groß- 

flächigen PV- und Solarfreiflächenlagen zu verzeichnen. Aufbauend auf dem Leitfaden zur 

Standortplanung und Standortprüfung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 2020 (Stand 

04/2021) des Amtes der Stmk. Landesregierung werden zur einheitlichen Bewertung und  

Klassifizierung möglicher künftiger Photovoltaik- und Solarfreiflächenstandorte mit dem je-

weils gesetzlichen Flächenausmaß (Brutto-Fläche) einheitliche Kriterien für das gesamte Ge-

meindegebiet von Leoben ausgearbeitet.  

Diese Kriterien dienen als Entscheidungshilfe zur Standortprüfung künftiger Ausweisungen 

von Sondernutzungen im Freiland PV- und Solarfreiflächenanlagen bzw. zugehörige örtliche 

Vorrangzonen/ Eignungszonen, wobei die jeweils geltenden Rahmenbedingungen bzw. 

überörtliche Planungen, insbesondere die Festlegungen des Regionalen Entwicklungs- 

programms für die Region Obersteiermark Ost, des Sachprogramms für erneuerbare Energie 

– Solarenergie sowie des Entwicklungsprogramms für den Umgang mit wasserbedingten  

Naturgefahren und Lawinen, verbindlich zu berücksichtigen sind. Diese Vorgangsweise ist 

insbesondere dem Gleichheitsgrundsatz und der Nachvollziehbarkeit zur Auswahl künftiger 

dafür geeigneter Standorte geschuldet. 

 

Zu den Zielsetzungen des Kriterienkataloges für PV- und Solarfreiflächenanlagen gilt prioritär 

die Förderung von PV-Dachflächenanlagen, die Erreichung der Klimaziele, die überwiegende 

Erhaltung des Waldbestandes iVm den Erholungs- und Wohlfahrtsfunktionen, die Erhaltung 

und die langfristige Sicherung des Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes. Bezüglich der Nut-

zung von Waldflächen wird auf das jeweils gesondert nachzuweisende öffentliche Interesse 

(z.B. ehem. Deponiestandorte) hingewiesen. 

 

Die EU-Klima- und Energieziele bis 2030 sehen eine Senkung der Treibhausgasemissionen 

um mind. 40 % gegenüber dem Stand von 1990 vor. Weiters wird eine Steigerung der  

Energieeffizienz angestrebt und soll der Anteil erneuerbarer Energiequellen auf mind. 27 % 

bzw. 30 % erhöht werden. Gemäß den österreichischen Klima- und Energiezielen bis 2030 
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Die häufigste Photovoltaik-Anlageform ist die Aufdachanlage, bei der das vorhandene  

Gebäude die Unterkonstruktion für die PV-Anlage trägt. Die Montage erfolgt entweder dach-

parallel bei entsprechender Ausrichtung und Neigung oder aufgeständert auf einer Unter-

konstruktion, welche in unterschiedlichen Varianten befestigt werden kann. Der wesentliche 

Vorteil der Montage auf bestehender Gebäudesubstanz ist jener, dass die Auswirkung auf 

das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild eher gering gehalten ist. Auch deshalb werden die 

gebäudeintegrierten Anlagen im ggst. Verfahren nicht weiter behandelt.  
 

Klima- und Energiestrategie Steiermark 2030: 

Gemäß Klima- und Energiestrategie Steiermark 2030 ist bis zum Jahr 2020 vorgesehen, ge-

mäß Klimaschutzplan 2010 die Treibhausgase um 16 % zu verringern. Weiters soll bis zum 

Jahr 2030 die „Steirische Formel 36/30/40“ umgesetzt werden. 
 

 
 

 

Energiebedarf der Stadtgemeinde 

Mit dem Energiepotenzial für PV-Anlagen kann ein wesentlicher Beitrag abgedeckt werden, 

wenn alle geeigneten Dachflächen mit einer Photovoltaikanlage ausgestattet werden. 

Zur Deckung des kommunalen Energiebedarfs werden derzeit in der Stadtgemeinde sowohl 

erneuerbare (rund 27 %) als auch fossile Energieträger (rund 73 %) eingesetzt (Quelle:  

Energiemosaik).  

Das Ziel für das Jahr 2030 beträgt gem. Klima- und Energiestrategie Steiermark 2030 mind. 

40 %.  

 

6.6.1 Überörtliche Festlegungen – Entwicklungs- und Sachprogramme (Ausschlusszonen/ 

-bereiche) 

Entwicklungsprogramm für den Sachbereich Erneuerbare Energie – Solarenergie  

Mit Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 1. Juni 2023 wurde das Entwick-

lungsprogramm für den Sachbereich Erneuerbare Energie – Solarenergie erlassen. Ziel die-

ses Entwicklungsprogramms ist die Erhöhung des Anteiles der Strom- und Wärmeerzeugung 

aus erneuerbaren Energieträgern durch die Festlegung von überörtlichen Vorgaben zum 

raumverträglichen Ausbau von Energieerzeugungsanlagen aus Solarenergie. Für das Ge-

meindegebiet der Stadtgemeinde Leoben sind keine überörtlichen Vorrangzonen gem. § 3 

festgelegt. Bei der Ausweisung von örtlichen Eignungszonen im örtlichen Entwicklungskon-

zept bzw. von Sondernutzungen im Freiland im Flächenwidmungsplan für die Errichtung von 
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Böschungsoberkante. Die Breite beträgt mehr als 10 m, sofern dies in einem regionalen Ent-

wicklungsprogramm festgelegt wurde (hier: Mur)) sind grundsätzlich der zur Aufrechterhal-

tung der ökologischen Funktionsfähigkeit und der zur Betreuung der Gewässer erforderlichen 

Zugänglichkeit von Bauführungen freizuhalten. In blauen Funktionsbereichen, blauen Vorbe-

haltsbereichen, violetten Hinweisbereichen, roten Gefahrenzonen, rot-gelb schraffierten 

Funktionsbereichen sowie gelben Gefahrenzonen mit erheblicher Gefährdung ist die Neu-

ausweisung von Sondernutzungen im Freiland im Flächenwidmungsplan für die Errichtung 

von Photovoltaik-Freiflächenanlagen nicht zulässig. 

 

Regionales Entwicklungsprogramm für die Region Obersteiermark Ost 

Gem. § 5 (Vorrangzonen) Abs. 5 dienen Grünzonen dem Schutz der Natur- oder Kulturland-

schaft und ihrer Faktoren (ökologische Funktion) und/oder der Naherholung (Erholungsfunk-

tion). Darüber hinaus erfüllen sie auch Funktionen des Schutzes von Siedlungsgebieten vor 

Gefährdungen, wie z.B.: Hochwässer (Schutzfunktion). Als Grünzonen gelten auch Uferstrei-

fen in einer Breite von mindestens 20 m an der Mur und 10 m (im funktional begründeten 

Einzelfall auch mehr als 10 m), gemessen ab der Böschungsoberkante, entlang aller ande-

ren natürlich fließenden Gewässern. Bei der Festlegung zulässiger Sondernutzungen ist auf 

die Vermeidung von großflächigen Versiegelungen sowie über den Gebietscharakter hinaus-

gehende Immissionen zu achten. 

 

6.6.2 Leitfaden zur Standortplanung und Standortprüfung für Photovoltaik- und Solarfrei-

flächenanlagen 

Lt. dem Leitfaden zur Standortplanung und Standortprüfung von Photovoltaik-Frei- 

flächenanlagen 2020 des Amtes der Stmk. Landesregierung, Stand: April 2021, werden Prüf-

kriterien, unterteilt nach Themenbereichen (Landes- und Regionalplanung, Örtliche Raum-

planung, Natur- und Artenschutz, Landschaftsschutz/Orts- und Landschaftsbild) festgelegt. 

Jene Bereiche, für welche PV-Freiflächenanlagen aufgrund der Nutzungskonflikte (hohes 

Konfliktpotenzial) bereits ausgeschlossen werden, werden in die Plandarstellung über- 

nommen. 

Für viele Themenbereiche liegt ein mittleres bzw. geringes Konfliktpotenzial vor und ist für 

diese Bereiche ein Abwägungsprozess durch die Stadtgemeinde hinsichtlich der Zulässigkeit 

für PV-Freiflächenanlagen gesondert vorzunehmen. 
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6.6.3 Abarbeiten der Prüflisten 

Lt. Prüfliste 1 „Landes- und Regionalplanung/Regionale Entwicklungsprogramme“ des Leit-
fadens zur Standortplanung und Standortprüfung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 2020 

des Amtes der Stmk. Landesregierung, Stand: 06/2020, Adaptierung 04/2021, werden 

nachfolgende Prüfschritte durchgeführt: 

 

Die im Gemeindegebiet liegenden Teilräume gemäß Plandarstellung „Naturräumliche Ein-

heiten“ des REPRO werden als Abwägungsbereiche (gelb-orange Darstellung) gem. Leitfaden 

festgelegt (Teilräume: „Forstwirtschaftlich geprägtes Bergland“, „Grünlandgeprägtes Berg-
land“, „Grünlandgeprägte Becken, Passlandschaften und inneralpine Täler“ und „Siedlungs- 

und Industrielandschaften“). Im Gemeindegebiet wird aufgrund des hohen Konflikt- 

potenziales mit dem hochalpinen Erscheinungsbild und der besonderen Eingriffssensibilität 

nachfolgender Teilraum keinem Abwägungsbereich zugeordnet. 

• Bergland über der Waldgrenze und Kampfwaldzone 

 

Mit dem vorliegenden Kriterienkatalog sollen insbesondere die hochwertigen, maschinell gut 

bearbeitbaren landwirtschaftlich genutzten Böden im Talboden bzw. in leichten Hanglagen 

langfristig für die Urproduktion gesichert werden. Dies insbesondere auch aufgrund der  

guten Bewirtschaftungsmöglichkeiten dieser Flächen. 

Ebenso soll Wald in seiner Gesamtfunktion als Erholungswald iVm mit den bestehenden Frei-

zeit- und Erholungsnutzungen langfristig gesichert werden, wobei Änderungen im Sinne einer 

Verwertung von Waldflächen ausschließlich bei nachgewiesenem öffentlichem Interesse im 

Rahmen einer Abwägung zulässig sind. 

Weiters befindet sich im Südwesten des Gemeindegebietes eine Grünzone, welche aufgrund 

ihrer ökologischen Funktionen keinem Abwägungsbereich zugeordnet wird.  

Die gem. SAPRO Windenergie festgelegten Ausschlusszonen für Windkraftanlagen werden 

ebenfalls als Ausschlussbereiche festgelegt. 

 

6.6.3.1 Prüfliste 3 „Natur- und Artenschutz“ 

Lt Prüfliste 3 „Natur- und Artenschutz“ des Leitfadens zur Standortplanung und Standort-
prüfung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 2020 des Amtes der Stmk. Landesregierung, 

Stand: 06/2020, Adaptierung 04/2021, stellen PV-Freiflächenanlagen innerhalb von natur-

schutzfachlich wie -rechtlich relevanten Gebieten ein hohes bzw. mittleres Konfliktpotenzial 

dar und sind mit diesen nicht bzw. nur nach Abwägung vereinbar. Zur langfristigen Sicher-

stellung werden die im Gemeindegebiet gelegenen naturschutzfachlich wie -rechtlich be- 

deutenden Bereiche daher keinem Abwägungsbereich zugeordnet. 
 

• Geschützter Landschaftsteil Nr. 257 „Tagbauteich in Seegraben" 
• Naturschutzgebiet Nr. 90c „Teilbereich des Häuselbergs", LGBl. Nr. 07/1997 

• Biotop Nr. 11008 „Leoben: Häuselberg“ 

• Biotop Nr. 11010 „Leoben: Heiligenbrunn Hinterberg" 
• Biotop Nr. 11012 „Leoben: Steinleiten Hinterberg" 
• Biotop Nr. 11041 „Leoben: Galgenberg" 
• Biotop Nr. 11054 „Leoben: Pampichler Warte" 
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7 BEILAGEN 
 

 

 

• Bestandsaufnahme (Unterlagen liegen in der Stadtgemeinde zur Einsichtnahme auf) 

• Stellungnahme des Forsttechnischen Dienstes für Wildbach- und Lawinenverbauung (WLV) 

vom 19.05.2025, GZ: 16872039 

• Rodungsbewilligung der Bezirkshautmannschaft Leoben vom 06.05.2024, GZ: BHLN-

106600/2023-12 

• Mitteilung des Amtes der Stmk. Landesregierung vom 02.01.2019, GZ: ABT13-10.00-

65/2019-1  

• Fotodokumentation zur Sichtbarkeitsanalyse vom 23.10.2025 

 

 

Planbeilagen:  

• Plandarstellungen zur Abgrenzung der Siedlungsschwerpunkte 

• Deckplan Jahresgeruchsstunden 

• Zeichnerische Darstellung „Solar- und PV-Freiflächen“ – Blatt Nord   

• Zeichnerische Darstellung „Solar- und PV-Freiflächen“ – Blatt Süd   

• Standorträume für Fernwärme und energiesparende Mobilität 

• Zeichnerische Darstellung „Solar- und PV-Freiflächenanlagen“ Deckplan – Grünland 

• Zeichnerische Darstellung „Solar- und PV-Freiflächenanlagen“ Deckplan – Ackerland 

• Sichtbarkeitsanalyse 

 

 

Gesondert in A3-Format: 

• Entwicklungsplan  

• Differenzplan 

 

Deckplan „Beschränkungen“ 

 

 































https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1975_440_0/1975_440_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=123/2012&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True












http://egov.stmk.gv.at/tvob






https://datenschutz.stmk.gv.at/
mailto:abt13-bau-raumordnung@stmk.gv.at

























































